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. Für das deutſche Volk ijt die reſtloſe Klarſtellung der Schuld⸗ 
frage am Weltkriege von der größten Bedeutung. Daß — ets 
teßte Schuldbekenntnis im Verſailler Vertrag, das zudem von 

i — nur unter Proteſt unterſchrieben worden iſt, heute 

“fon jeden moraliſchen Wert verloren hat, bezweifelt niemand 

mehr, nur Poincaré pocht noch wie Shylock auf ſeinen unter⸗ 

ſchriebenen Schein und verlangt fein Pfund Fleiſch, das er aus 
der Herzgegend des Deutſchen Reiches herausſchneiden möchte. 

Die Stimmen mehren ſich aber überall, die den Verſailler Ver⸗ 

trag mit der „Feſtlegung“ der Alleinſchuld Deutſchlands am 

Kriege als ein „unmoraliſches“ gone bezeichnen. So wurde 

‘erft vor kurzem in den „Foreign Affairs“, der Zeitſchrift des 

bekannten engliſchen Politikers E. D. Morell, eine Reſolution 

des „Bundes der demokratiſchen Kontrolle“ veröffentlicht, in 
der es klar ausgeſprochen wird, daß die Zuweiſung der 

Alleinſchuld an Deutſchland eine willkürliche 

Behauptung iſt, die nie einer Nachprüfung unterzogen 

morben th und die durch die Nachkriegsenthüllungen längſt zum 

Unſinn geſtempelt wurde. Auch als politiſch unklug wird die 

Lüge von der Alleinſchuld bezeichnet, weil die moraliſche Brand⸗ 

markung des deutſchen Volkes als des allein ſchuldigen Teiles 

eine eiternde Wunde verurſache, die der Ausbreitung eines 

Geiſtes von Frieden und gutem Willen hinderlich ſein müſſe. 


: Dtefe Worte kommen aus dem Munde von Angehörigen eines 
uns eindlich Staates, die ſich aus der Kriegs⸗ 
Hypnoſe den Weg zur Vernunft und Gerechtigkeit gebahnt haben. 
Aus der Schuld am Kriege wird aber auch in 
Frotll die Vorſtellung von einem angriffslujtigen Deutſchland 


ergeleitet und die Forderungen nach beſonderen 
Sicherheiten für III. begründet. Auf die 
Sinnwidrigkeiten dieſes Verlangens weiſt ein „neutraler Staats⸗ 
manny. in den „Foreign Affairs hin, indem er rt 
„Frankreich kommt au Europa mit der größten Luft⸗ 
macht der elt, die es ſtändig erhöht, mit der 29 
Armee der Welt und Jagt zu ihm: Gib mir S utz gegen 
Deutſchland! Dieſes Deutſchland, auf defen Gebiete Frankreichs 
Heere verſchanzt find, deſſen industrielles Leben mit voller Abſicht 

elähmt wird.“ Und er fährt dann ſort: Frankreich ver⸗ 
dankt ſeinen Erfolg, Europa das Siderheiisproblem als 
ein ſpeziell franzöſiſches Problem aufgegmungen zu haben, der 
Lüge von dem un provozierten Angriff, als deſſen 
Opfer es der Vertrag von Verſailles hingeſtellt hat. Dieſe Lüge 
‘ft die Damnosa hereditas des Krieges. Alle die Uebel, die ſich 
either anhäuften, find auf fie zurückzuführen.“ 


, Man ſieht, die Wahrheit it längſt 
peletti ng des unmorali gen Schul 
9 ſich auch von Frankreich aus nicht verhindern laſſen, 
Auch aus Frankreich ſelbſt, wenn auch noch durch den nationaliſti⸗ 
{een Lärm übertönt, erklingen dieſe die Gerechtigkeit vorbereiten⸗ 
Toth Stimmen. In der franzöſiſchen Zeitung ,,L’Ere Nouvelle“ 
a dett Armand Charpentier laut und N die Oeff⸗ 
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Immer wieder „die Schuld am Kriege“! 


erklärt, die Kammermehrheit vom 11. Mai darf eine analoge 
Politik nicht befolgen. „Frankreich und Europa 
werden,“ ſo ſchreibt + 4 dann wieder mosatite 
gejunden, wenn die {fate des Krieges“ abs 
eurteilt fein wird, d. h. wenn die wirklichen 
chuldigen des Krieges demaskiert fein 
werden. Alle Pagififten baben das Empfinden, 
daß 7, ch ſeit 1914 in einer Atmoſphäre 
der Lüge lebt. Dank der der Société 
des origines et des responsabilités de la guerre“, ber Abhandlun⸗ 
en von Ermenoville („Vers la Vérite“, 200 Quai de Jemmapes, 
aris 10e), von Gouttenoite de Toury, Mathias Morardt, Gee 
orges Demartial ujw. hat die — t ſchon einige Fortſchritte 
— * marſchiert fie n u langſam. Aufgabe des 
arlaments iſt es, dieſen Vormarſch der Wahrheit zu 
aun indem eine umfaſſende, völlige, öffentliche Unter⸗ 
uchung über die Schuld am Kriege veranſtaltet wird. | 


Wie uns feit 10 Jahren immer wieder geſagt wurde, Jol! 
die Schuld am Weltkrieg einzig und allein auf 
Deutſchland laſten. Dieſe Sehauptung th bie 
Baſis des Verſailler Vertrages. Wenn fle ridtig 
iſt, dann hätte der Vertrag, ſo anfechtbar er auch iſt, zum min⸗ 
deſten eine ſolide Baſis. Welcher Politiker aber 
möchte es heute noch wagen, eine ſolche Be⸗ 
hauptung aufzuſtellen? Keiner wagt es außer 
denjenigen, die 1218407 daran haben, i 
lügen, weil die Lüge der einzige Panzer tit, 
der ſie ſchützt.. N 


Seit der 1 des warzbuches (veröffentli 
von der „Librairie du Travail“, Quai de Jemmapes 200) find wir 
über die Crelanilie die Europa in den fg geführt haben, ge⸗ 
nau unterrichtet. Wir kennen die Verantwortung 
det franzöſiſchen und ruſſiſchen Diplomatie. 
Oberſt Converſet hat in ſeinem Buch: Jahre Geheimdiplo⸗ 
matie, die zum Krieg von 1914 führten“ („Les trois ans de — — 
matie secréte qui nous menérent à la guerre de 1914“ — Edition 
de la Mere éducatrice, Levallois Perret-Seine) die Hauptdoku⸗ 
mente des Schwa buches volkstümlich zuſammengeſtellt. Mein 
binges General Percin, hat unſere eer auf das Werk ſchon 


ingewieſen. Doch muß wieder einmal betont werden, daß man 


ei der Lektüre der von Botſchafter Sswolsty — 


dieſer Ranatile Iswolsky, wie Jaures ſagte— 
an das ruſſiſche Außenminiſterium geſandten Berichte das aus⸗ 


geſprochene Empfinden hat, daß unſer Quai d' Orſaz 
vom November 1911 bis Juli 1914 eine Politik ge⸗ 
trieben hat, die n zu einem euros 

äiſchen Kriege führen mußte. So hatte Poincaré 


N. 1912 die Sufiderung, daß England im Falle eines fran⸗ 


ſch⸗deutſchen Konfliktes ein erſtes Kontingent von 100 000 


Mann an die belgiſche Grenze ſchicken würde. Wenn dieſe Zu⸗ 


ſicherung bekannt geweſen wäre, dann hätte ſie zur Aufrechterhal⸗ 


tung des Friedens ehr viel beigetragen. Unſere Regierung bag 


ſich aber wohl gehütet, fie bekanntzugeben. 
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In ſchmählicher Verkennnung der glücklichen lomati 
durch die Joſeph 1 den Frieden der Welt fee — 
wir müſſen ihm dafür ewig dankbar ſein —, hatte Poincaré 
1918 zu Iswolsk Seis „ange 417 det 
gegenwärtigen Ueberhitzung des en 

ationalgefühls weder er noch ſeine nijter 
eine Wiederholung des Falles Agadir dulden 
würden“. Ein ſchöner Jeſuitismus, da dieſe — übrigens 


künſtliche — Ueberhitzung in allen Stücken durch die 


große Preſſe auf Inſpiration des 


Quat 
y hin * 


Februar 1919 Bengendorff anlazlüch der verbredes 
m Februar rieb Benckendorff an ver 
riſchen Ernennung Delcaſſés in St. Petersbur nh Berlin aus: 
on allen Mächten iſt Frankreich die einzige, 
ie, um nicht zu ſagen den Krieg will, fo ibs 
großes Bedauern würde.“ 


71. 
tee Zeugniſſe könnte man noch vermehren. Doch fie genügen.“ 


Frankreichs Wirtſchaſtspolitik im Saargebiet. 


Die künftige FJollabſchnürung des Saargebietes. 


Angeſichts der am 10. Januar 1925 in Kraft tretenden Zoll⸗ 
abſchnürung des Saargebietes iſt ein Vergleich der ſaarländiſchen 
Verhältniſſe mit denen der Freien Stadt Danzig außerordentlich 
lehrreich. Danzig iſt nach dem Friedensvertrag endgültig aus 
dem deutſchen Reichsverband ep rprsyy während die polis 
des aargebietes nur auf 


ahre vorgeſehen iſt. Wie das Saargebiet jetzt dem fran⸗ 
zöſiſchen Zollgeblet, fo + vor einigen Jahren e bereits dem 
olniſchen ollgebi einverleibt worden. Bei beiden Gebiets⸗ 
eilen des Deutſchen Reiches bedeutete der n die 
ee oslöſung von ihrem bisherigen Wirt⸗ 
chaftsorganismus, indem ſie einer ihnen fremden Wirtſchaft zu⸗ 
eſchlagen werden ſollten. Daß dieſes für beide Gebiete eine be⸗ 
fonder Härte bedeutet, bedarf keiner näheren Ausführung mehr. 
s ſollte indeſſen dafür Sorge getragen werden, daß der Ueber⸗ 
ang möglichſt erleichtert wir mit die Wirtſchaft nicht allzu⸗ 
ehr darunter leiden muß. 


Als die Danziger ead atut „hat der Völkerbund da⸗ 
e 


ingehend entſchieden, t der Löſung der Frage die ge⸗ 
rende Riidjidt auf die Verhältniſſe des ange geen 
bietsteiles genommen werden müſſe und eine Modifikation des 


Zollanſchluſſes zulã — Dieſe iſt denn auch bei der end⸗ 
gilitigen Regelung fiir 27 olgt. Das gleiche Recht wird 
auch das Saargebiet für ſich in Anſpruch nehmen können, zumal 
aller Vorausſicht nach der ſaarländiſch⸗franzöſiſche Zollanſchluß 
von erheblich kürzerer Dauer ſein wird als der danz agg che. 
Allerdings wird man 59 in dieſer Hinſicht keinen allzu großen 
pingeden tfen, denn die Regierungskom⸗ 
miſſion für das Saargebiet hat nun einmal das Aus⸗ 
legungsrecht für den Friedensvertrag im Saargiebt; davon wird 
e im weitgehendſten Ausmaß Gebrauch machen und nach den 
sher gemachten Erfahrungen wohl kaum zum Beſten der ſaar⸗ 
bel ien Nicht die ſaarländiſchen Belange werden 
bei ihren Entſcheidungen maßgebend ſein, ſondern die rein 
tran pal ii Ges. Dies it für das Saargebiet um fo ver⸗ 
ängnisvoller, weil Frankreich nur ein peringes an der 
itrſchaftsblüte des Gaargebietes hat, da es dieſes niemals als 
integrierenden Beſtandteil ſeiner Wirtſchaft betrachten wird, ſon⸗ 
dern nur als einen Fremdkörper mit der unangenehmen Eigen⸗ 
Salt eines läſtigen Bewerbers. Inſofern liegen die — 
n Danzig durchaus anders denn ale hat ein ſtarkes Intereſſe 
an einer wirtſchaftlichen Blüte nzigs, das als Konkurrent 
weniger in Frage kommt. 


Die polniſche Geſetzgebung iſt auch in Danzig eingeführt 
worden. Indeſſen hat Danzig * eigene Zollverwaltung er⸗ 
halten, die mit Danziger Beamten beſetzt iſt und lediglich einer 
olniſchen Kontrolle unterſteht. Bei Zollſtreitigkeiten ſteht die 
letzte — Polen zu. In Zollfragen — die lediglich 
Danziger Intereſſen berühren, wie die Frage des kleinen 3 
verkehrs u. a., entſcheidet die Danziger Zollverwaltung ſel 

ſtändig. Beſonders wichtig iſt, daß Danaig ein Mitwirkungs⸗ 
recht bei der Geſtaltung der polniſchen Zollgeſetzgebung hat. Vor 
der Veröffentlichung von Zollbeſtimmungen irgendwelcher Art 
muß die Danziger Regierung gehört werden. Gleichzeitig müſſen 
die Danziger 1 in gleicher Weiſe zu der Mitarbeit an 
der Geſtaltung des Zolltarifs herangezogen werden wie die pol⸗ 
niſchen —— entenkreiſe. Auch bei der Geſtaltung der vol⸗ 
niſchen Handelsverträge hat Danzig ein weitgehendes Mit⸗ 
beſtimmungsrecht. Handelsverträge dürfen im Namen der Freien 


Stadt Danzig nur dann von Polen veröffentlicht werden, wenn 
die Danziger Regierung dazu ihre —— gegeben hat. Auch 
iſt ausdrücklich feſtgelegt, daß die Zollſprache deutſch iſt. 


Dieſer Vergleich fällt ſtark zuungunſten des Saar⸗ 
gebietes aus; denn es iſt kaum anzunehmen, daß das Saar⸗ 
ebiet eine eigene Zollverwaltung erhalten wird. Die 
ollverwaltung wird vielmehr wie bisher von frangeitiden Bes 
amten ausgeübt werden. Ob es gelingen wird, die deutſche 
ne — zur Zollſprache im Saargebiet zu machen, worauf 
das Saargebiet — dem Friedensvertrag ein unbedingtes An⸗ 
recht hat, muß ſtark bezweifelt werden. Auch wird das Saar⸗ 
gebiet kaum zu einer Mitarbeit an der Geſtaltung der fran⸗ 
öſiſchen Zollgeſetzgebung und der bee yer Handelsvertrage 

rufen ſein. Es wird vielmehr nur Objekt der franzs⸗ 
ſiſchen Zoll⸗ und Handelspolitik bleiben. 


* 


die widernatürliche Jollabſchnürung 
des Saargebiets. 


Der Handwerkerbund fiir das Saargebiet befaßte ſich in ſeinen 
Bundesauſchußſitzung, die von lc Handwerkerorganiſati⸗ 
onen beſchickt war, mit der derzeitigen Wirtſchaftskriſe. Als tiefere 
Urſache der gegenwärtigen Depreſſion bezeichnete Syndikus 
der Handelskammer, Dr. Becker, die durch den Verſailler Vertrag 
wangsläufig herbeigeführte Abſchnürung des Saargebiets von 
— natürlichen Abſatzmarkt in Süddeutſchland. Dieſe Erkennt⸗ 
nis, daß die der organiſchen Wirt⸗ 
LIAN ungen, die das cia iet ngslaufig mit 


utſchland verbindet, gu einer Kataſtrophe führen müſſe, 
bricht ſich angen des bevorſtehenden Zollabſchluſſes des Saar⸗ 
gebiets von Deutſchland am 10. Naren 1925 bemerkenswerter⸗ 
weiſe aud Wirtſchaftkreiſen Bahn. So ſchreibt die 
franzöſiſche n „L'Oſine“, daß das Saarge⸗ 
biet „nach ſeiner Tradition“, ſeiner Herkunft und ſeiner geo⸗ 
raphiſchen Lage Süddeutſchland als natürliches 
HN beſitze und daß, wenn es nach der Zollabſchnü⸗ 
rung im Jahre 1925 nicht gelinge, im Saargebiet andere Abſaßz⸗ 
wege zu eröffnen, eine chreckliche Kriſe zu erwarten ſei. 


Von dem Vorſitzenden der Handelskammer, Landtagsabgeord⸗ 
neter Schmeltzer, wurde mit Nachdruck darauf hingewieſen. daß 
n infolge der Ueberſättigung ſeines eigenen 

arktes nach Einſchluß des Saargebietes in ſeine Zollhoheits⸗ 
grenzen zur Aufnahme der ſaarländiſchen Pro⸗ 
duktion völlig außerſtande ſei und infolgedeſſen leb⸗ 
ftes * an der Ablenkung der Saarproduktion 
be. Da wegen der zu hohen Transportkoſten ein überſeeiſcher 
tz für das Saargebiet kaum in Betracht kommen könne, müſſe 
offnung auf den Abſchluß eines Handelsvertrages zwiſchen 
— reich und Deutſchland geſetzt werden, durch welches dem 
aargebiet der Nees Markt wieder eröffnet werde. An dem 
Zuſtandekommen eines ſolchen Vertrages habe Deutſchland, das 
im Jahre 1925 ſeine Handelsfreiheit wieder gewinne, keinerlei 
ntereſſe. Der Redner forderte daher, daß die Regierungs⸗ 
ommiſſion heute ſchon an Frankreich herantrete um auf den Ab⸗ 
e eines günſtigen Handelsvertrages mit Deutſchland hinzu⸗ 
wirken. 


x 


Frankreich und die Kreditnot im Saargebiet. 


Es ijt allgemein bekannt, daß die franzöſicch 
Handelskammer die ſaarländiſche Kreditnot dadurch zu beheben 
glaubt, daß fie franzöſiſche Wirtſchaftskriſe in aller Form davot 
warnt, Kapital nach dem Saargebiet zu leihen. Die „Straß 
burger Neueſte Nachrichten“ — dieſe Warnung nun in ihren 
Nr. 189 (9. Juli 1924) in einem Artikel unter der Ueberſchrif 


„Vorſicht beim Ausleihen von Geld an die deutſche Induſtris? 


13 
13 
ii 
| 
| 
| 
al Wenn auch Einzelheiten bezüglich der Zollabſchnürung des 
a Saargebietes nod nicht feſtſtehen, . bt ſich — 1 heute 
11 eiulgeemenee erfennen, in welder iſe den Grunderforderniſſen 
3 | eines Zollanſchluſſes Rechnung ere wird. Der 10. N 
| 1925 bringt zunächſt die Errichtung der franz bt 
| an der ſaarländiſch⸗deutſchen 
* | tenze, außerdem fallen die noch beſtehenden Zollſchranken 
an der Grenze weg. Ferner bedingt 
= der Zollanſchluß eine weitgehende r der geſamten 
| und Zollverwaltung, und es iſt von 
5 ntereſſe, wie dieſe Frage in Danzig geregelt worden iſt. 


t die 


„ungen und Folgerungen au 
es 


— 


wieder auf; dabei zieht das Blatt in den Kreis 2 Betrach⸗ 
das Saargebiet, von dem 

ezeichnenderweiſe ſchreibt, daß es „in der franzöſiſchen Zoll⸗ 
union vom deutſchen Wirtſchaftsleben lebt“, In dem Artikel 


beißt es: 

„Die gegenwärtig in Deutſchland herrſchende Kriſe ſu 
ihresgleichen. Noch nie hat das Reich ſo 12 unter der kanal 
eas Wahrung gu leiden gehabt und nod nie aa es größere 

nftrengungen gemacht, um im Auslande die Summen zu be⸗ 
ſchaffen, deren es im Innern bedarf. 
Das Publikum muß vor dieſen verführeriſchen Angeboten ge⸗ 


warnt werden. Die Folgen der Inflationskriſe beginnen ſich in 


den Bilanzen der gro en Banken bemerkbar zu machen und be- 
wirken eine große mlegung der Induſtrie und des Handels. 
Ueber die Tragweite der „eite, wird man erſt völligen Auf⸗ 

luß erhalten, wenn die Banken und die Aktien är Laber 
te Bilanz auf der Grundlage der Goldmark aufgeſtellt haben. 


Die Rückwirkungen dieſer Lage machen fig 
beſonders im Saargebiet fühlbar, das in 
zöſiſchen Zollunion vom deutſch 
chaftsleben lebt. Die ſaarländiſchen Banken leihen Geld 
aus zu Sätzen, die zwiſchen 20 und 25 v. H. betragen, was das 

8 und logat das Vierfache des normalen Ertrages eines 
—— ritellt. Kein under, wenn die faarlandijden 
nfinftitute ſich an franzöſiſche Kapitaliſten wenden, um ihnen 
dieſe hohen Sätze „zugute kommen zu laſſen“; ſie verſprechen all 
denjenigen einen guten — die einwilligen, ihre Franken 
gegen irgendeinen Darlehnsſchein zu verhandeln. 


Da die franzöfiſchen Kapitaliſten Mißtrauen hegen 
enen, haben Banken für 
funden, Filialen in Frankreich zu eröffnen, insbe⸗ 
ere in Lothringen, unweit der Grenze, dort, wo i bis zum 


ffenſtillſtand Filialen beſaßen. Es ijt dies der beſte Beweis, 
daß Deutſchland unbedingt nötig hat, Kredit im Ausland zu 
n. 


Uebrigens haben ſich alle Perſonen, die irgendwie Geld an 
deut eſchäftsleute geliehen haben, davon überzeugen können, 
wie ſchwer es hält, wieder in den Befit ſeines Guthabens zu ge⸗ 
langen. Die Deutſchen — 5 an, ihnen nicht den Kredit abzu⸗ 


neiden, und bieten Zinsſätze, die man vor dem Kriege als 
‘betvadhte hätte. 


„Die gegenwärtig in Frankreich herrſchende Verlogenheit 
— ihresgleichen.“ So muß man dieſe 1 en eines 
nzöſiſchen Blattes variieren. Man kann aus dieſer Auslaſſung 
erkennen, bab der Geiſt Poincarés, der Geiſt des Nationalen 
Blocks, der Geiſt der Lüge, der Ver ung und der Unverſchämt⸗ 
it nach wie vor in Frankreich und beſonders in der franzöſiſchen 
tefje, der, käuflichſten in der ganzen Welt, herrſcht. sn er 
edaktion der r Neueſten Nachrichten“ weiß man 
natürlich genau jo gut wie anderwärts, daß die deutſche tie. 
tung jeit dem Kriege nie ſtabiler nae iſt als ſeit Einf 
rung der Rentenmark, daß dagegen die franzöſiſche rung auf 
fede abialiiffiger Bahn ſich bewegt. Man weiß dort ſehr genau, daß 
ie deutſche Kreditnot in der Raubpolitif Frankreichs an Rhein, 
Ruhr und Saar ihren Grund hat und daß die Kreditnot an der 
Saar einzig und allein mit der vertra ren Einführung 


der Frankenwährung im Saargebiet zuſammenhängt und mit 
der Einbeziehung der Saarwirtſchaft in das franzöſiſche Zoll⸗ 
ebiet, deren Auswirkungen ſich ſchon heute bemerkbar machen. 

s alles ijt dem franzöſiſchen Blatte bekannt, wenn es dumm⸗ 
reiſt etwas anderes behauptet, dann beweiſt es lediglich ſeine 
völlige Abhängigkeit von ſeinen — Beſtechungsgeldern. 


Tariſpolitik und Defizit der Saareiſenbahnen. 


In dem Friedensdiktat von Verſailles find in der Anlage II 
bekanntlich die für das Saargebiet gültigen Beſtimmungen aufge⸗ 
nommen; hiernach wird das Gebiet auf die Dauer von 15 Jahren 
durch die dem Völkerbund unterſtellte Regierungskommiſſion ver⸗ 
waltet. Mit der Aufſtellung beſonderer Beſtimmungen für das 

aargebiet wurde ein beſtimmter Zweck verfolgt, nämlich, wie es 


in der erwähnten Anlage einleitend wörtlich u. a. heiß: 


„ſowie die Maßnahmen, die den Schutz der Rechte und die 
Wohlfahrt der Bevölkerung zugleich mit der Regierung 
des Gebietes ſicher ſtellen ſollen uſw.“ 


x In der Preſſe und auch im Landesrat ift bereits mehrfach der 
Sachweie geliefert worden daß die Regierungskommiſſion des 
Stiargebietes die Vertragsbeſtimmungen eigenartig auslegt. Der 
un und klare Wortlaut der Beſtimmungen ſpielen keine Rolle, 
— es ſich darum handelt, weſtliche Intereſſen zu verfolgen. 
o war es wenigſtens bis jetzt; ob die jetzige Zuſammenſetzung 


om. 111 


der Regierungsfommilfion aber eine Aenderung eintreten 
muß die Zukunft 1 Trotzdem es im § 23 der obenerwähn 
Anlage heißt, e Geſetze und Verordnungen, die im Gaara 
gebiet am 11. November 1918 in Kraft waren, auch weiterhin (abe 
eſehen von den mit Nüaſicht auf den Kriegszuſtand getroffenen 
timmungen) Gültigkeit befiken, ijt ein älteres Ge 
unbeachtet geblieben. Dieſes Geſetz iſt für den geſamten Handel 
und die Induſtrie ebenſo dach wie für die geſamte Bevölkerun 
des Saargebiets. Es iſt das Geſetz betreffend die Einſetzung von 
und eines Landeseiſenbahnrates für die 
Staatseiſenbahnverwaltung vom 1. Juli 1882 (G.⸗S. S. 813 ff.), 
abgeändert durch Geſetz vom 15. Juni 1906 (G.⸗S. S. 321) und 
das Geſetz vom 15. Juni 1910 G.⸗S. S. 99). Der Geſetzgebet lagt 
dak für eirätlichen Mitwirkung in Eiſenbahnverk Treats ei 
den für I des Staates verwalteten Eiſenbahnen zu er⸗ 
richten ſind: a) n als Beiräte der Staatseiſen⸗ 
bahndirektionen und b) ein Landeseiſenbahnrat als Beirat der 
entralverwaltung der Staatseiſenbahnen. Die Bezirkseiſen⸗ 
hnräte ſetzen ſich aus Vertretern des Handelsſtandes, der — 
duſtrie, der Land⸗ und Forſtwirtſchſat * Die Mitgli er 
und deren Stellvertreter werden von den Handelskammern, kauf⸗ 
männiſchen Korporationen und den Landwirtſchaftskammern u 
von anderen zu beſtimmenden Stellen auf fünf Jahre ve ne 
Die Zuſtändigkeit des Bezirkseiſenbahnrates iſt im § 6 des e⸗ 
Pes feſtgelegt. Er iſt von der Eiſenbahndirektion in allen, die 
zerkehrsinteteſſen des Bezirkes berührenden wichtigen it n zu 
gilt dies von gre fei det 
eſtſtellung oder fe Battin 18 ne und der Tarife. 8 14 
des Geſetzes regelt die Zuſtändigleit des Landeseiſenbahnrates. 
Ihm ſind danach zur Aeußerung vorzulegen: 


1. Die dem Entwurf des Staatshaushaltetats beizufügende 
der für und 
er; 


2. die allgemeinen Beſtimmungen über die Anwendun der 


(Allgemeine Tariſvorſchriften nebſt Güterklaſſi⸗ 
fikation); 


3. die * wegen Zulaſſung oder Berlagen von Aus⸗ 
Tae ifferentialtarifen (unregelmäßig gebildeten 
arifen); 


4. Anträge auf allgemeine Aenderungen der Betriebs⸗ und 


Bahnpolizeireglements, ſoweit fie nicht techniſche Beſtim⸗ 
mungen betteffen. 


111 hat der Landeseiſenbahnrat in allen wichtigen, das 
öffentliche ben der * nen berührenden Fragen 
auf Verlangen des Miniſters der öffentlichen Arbeiten ſein Guta 
achten zu erſtatten. 


Der Landeseiſenbahnrat kann in Angelegenheiten der vorbe⸗ 
Ea Art auch ſelbſtändige Anträge an den Miniſter der 
ffentlichen Arbeiten richten und von dieſem Auskunft verlangen. 


Nach § 19 desGeſetzes werden die Verhandlungen des Land 
eiſenbahnrates von dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten unter 
Beifügung einer überſichtlichen Darſtellung des Ergebniſſes und 
der darauf petrerionen Entſcheidungen ebenſo wie die Normal⸗ 
transportgebühren für Perſonen und Güter dem Landtage regel⸗ 
mäßig mitgeteilt. 


Die Beſtimmungen der 88 6, 14 und 19 des Geſetzes erhellen 
klar ihre Wichtigkeit für die geſamte Bevölkerung des ar⸗ 
gebiets. Es kann ihr nicht einerlei ſein, daß z. B. die Tari 
von einem einzigen Mitglied der Regierungskommiſſion ſelbſt⸗ 
herrlich feſtgeſetzt werden unter Schonung einer 12 Induſtrie, 
während die Saareiſenbahnen mit einem ſtändigen, ſehr — 
Defizit arbeiten, welches doch letzten Endes die Bevölkerung durch 
Steuern zu decken hat und welches immer wieder dazu benutzt 
wird, alle berechtigten Anſprüche des Petſonals abzulehnen. 


„Inwieweit das Geſetz durch die zeitweiſe Abtrennung des 

Saargebiets vom deutſchen Mutterlande in Kulebung des § 23 

der Anlage II zum Friedensdiktat von Verſailles abzuändern iſt 
Vereinigung des Bezirks- und Landeseiſenbahnrats), dürfte der 
andesrat als berufenſte Inſtanz zu prüſen haben. 


Nur durch Mitwirkung der Induſtrie, des Handels und der 


Handelskammer, —— des Landesrats. wird es ſich im Intereſſe 


der Geſamtbevöllerung ermöglichen laſſen, eine gejunde Tarif⸗ 
politik zu treiben und das hohe Defizit der Saareiſenbahnen auf 
ein erträgliches Maß zurückzuführen. 


Aufgabe des Landesrrts e es ſein, darauf zu achten, daß 
die verbrieften Rechte von der Regierungskommiſſion respektiert 
werden. (Saarbr. Zeitg ! 
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Durchſchnitt der drei erſten einen jährlichen Rein. 


Unter dieſer Ueberſchrift veröffentlich die „Saarbrücker Zei⸗ 
tung“ folgende Ausführungen gegen die Preis⸗ und Lohnpolitik 
der franzöſiſchen Saaargruben verwaltung: 

Die ſaar * irtſchaftskriſe hat bisher eine Löſung noch 
nicht gefunden. ie franzöſiſche Bergwerksdirektion hat zwar 
ihre Kohlenpreiſe um eine Kleinigkeit (5—7 Proz.) geſenkt; aber 
ſie hat ſich bisher nicht 1 können, dem Beiſpiele des Ruhr⸗ 
bergbaues zu folgen, der ſeine 2 e um 20 Prozent er⸗ 
mäßigt hat. Und doch wird ſich dies, wie die Wirtſchaftslage 
nun einmal an der Saar iſt, nicht umgehen laſſen und der un⸗ 
abänderliche Abbau der Kohlenpreiſe muß und kann 1 vollziehen 
ohne einen Abbau der Bergarbeiterlöhne. Das ſoll im Nach⸗ 
ſtehenden bewieſen werden: | 

In der Freitagnummer des „Saarkuriers“ befaßt ag eine 
intereſſierte Stelle mit dem * Daß die inter⸗ 
eſſierte Stelle die franzöſiſche Bergwerksdirektion iſt, ae aus 
einer merkwürdigen der ft, die 
Mitte Mai die franzöſiſche Bergverwaltung der Preſſe hat zu⸗ 
gehen laſſen, und dem Artikel des „Saarkuriers“ hervor. In 
beiden Fällen wird nämlich, wenn von den Gewinnen der fran⸗ 
zöſiſchen Bergverwaltung geſprochen wird, vom Reingewinn 
geſprochen; d. h., von dem Ueberſchuß nach Abzug von 12 reſp. 
14 Millionen Goldmark Abſchreibungen. Wenn aber von den 
Gewinnen der früheren preußiſchen Bergverwaltung geredet wird, 

o zieht man ſtets den Betrie at berech heran, obwohl bei die⸗ 

en die Abſchreibungen noch nicht berückſichtigt ſind. Es iſt dies 
ein Manöver, durch das man zeigt, daß man der Oeffentlichkeit 
ein falſches Bild vortäuſchen will. Wir wollen den betreffenden 
— 2 Erklärung der franzöſiſchen Grubenverwaltung hier 
folgen laſſen: 


„Die Reparationskommiſſion hat feſtgeſtellt, daß die Saar⸗ 
gruben vor dem Kriege auf die Tonne geförderter Kohlen 
einen Bettiebsüberſchuß von 1,50 Goldmark erzielten. 
Um adde dieſes Vorkriegsergebnis, d. h. 174 Goldmark mit 
dem in den Gas 1920 bis 1923 erziehlten 7 — von 2,06 
Goldmark as iſt der vorher feſtgeſtellte Reingewinn pro 
Tonne) zu vergleichen, darf man nicht vergeſſen, uſw. uſw. 


Dasſelbe Kunſtſtück macht der Artikelſchreiber des „Saar⸗ 
kuriets“, indem et die Ueberſchüſſe der preußiſchen 
Bergverwaltung, die bis zu 25 Millionen deutſcher Reichs⸗ 
mark gingen, mit dem Reingewinn der franzöſiſchen 
Bergwerksdirektion vergleicht. Der Reingewinn, 
den die franzöſiſche Bergwerksdirektion errechnet, iſt in der Weiſe 
——— gekommen, ba durchſchnittlich 14 Millionen Goldmark 
ſchreibungen im Jahr von den Betriebsüberſchüſſen abgeſetzt 
worden ſind. Setzen wir — wie recht und billig — dieſe 14 
Millionen Mark von den Betriebsüberſchüſſen der preußiſchen 
Bergverwaltung (die übrigens im beſten der letzten 10 Jahre 
vor dem Kriege nicht über 24 180 447 Mark betragen hat) ab, ſo 
kommt in dieſem Falle nur ein Reingewinn von 10 Millionen 
Mark heraus, gegenüber einen ſolchen von 29046326 Mark in 
beſten der vier Jahre 1920 bis 1923. Der Reingewinn 
der franzöſiſchen Verwaltung iſt alſo im beſten 
Jahr n dreimal jo bog Aber auch im Mittel 
von normalen Betriebsjahren (ohne Streiks) iſt ſowohl der Rein- 
gewinn wie der Ueberſchuß des franzſiſchen Staates beinahe drei⸗ 
mal jo hoch, wie der der preußiſchen Gruben verwaltung. Im 
Durchſchnitt der letzten 10 Friedensjahre war der Neingewinn 
nicht, wie der Artikelſchreiber des „Saarkuriers“ behauptet, 15 
bis 18 Millionen Mark, ſondern 12 Millionen Mark jährlich, 
während der Reingewinn der drei Jahre 1920 bis 1923 77 016 649 
Mark betragen hat. Man darf allerdings nicht, wie es die 
franzöſiſche Bergverwaltung tut, den Reingewinn in franzöſiſchen 
Papierfranken am Jahresſchluß mit dem dann geltenden Kurſe 
in Gold umrechnen, ſondern man muß, wenn man korrekt ſein 
will, den Durchſchnittskurs des Sabres nehmen. Es ergibt ſich 
dann ein gewinn von jähr⸗ 
lich 25 672 216 Mark, alſo gut das Dopelte. Nun hat 
aber die preußiſche Bergwerksverwaltung niemals 14 Millionen 
Goldmark jährlich für Abſchreibungen gerechnet. Es betrugen 
vielmehr dieſe Abſchreibungen im Durchſchnitt der letzten 10 
Jahre vor dem Krieg nur 5478000 Goldmark jährlich — alſo 


rund 8% Millionen Goldmark jährlich weniger, wie die A 


schreibungen des franzöſiſchen Staates. Dieſe 8% Milli⸗ 
onen Mark müſſen alſo zum Reingewinn des 
franzöſiſchen Staates zugeſchlagen werden, 
will man genaue Vergleichszahlen haben. Wir 

kommen dann auf einen durchſchnittlichen Reingewinn der drei 
ungeſtörten Jahre von 34 172 000 Goldmark gegenüber einem 
ſolchen von 12% Millionen Goldmark, die der preußiſche Staat 
in den letzten 10 Jahren vor dem Kriege ausgewieſen hat. Alſo 
faſt das Dreifache! 


Das Wichtigſte iſt aber, daß in der Vergangenheit der franzö⸗ 
ſiſche Staat na 


den eigenen Angaben des Senators Perrier im 


— 


gewinn (auf Gold berechnet) von 8,28 Prozent erzielte und ni 
wie der „Saarkurier“ ſagt, einen ſolchen von sditens 5 Prozent 
Dieſer Verdienſt ijt vorzugsweiſe aus den z u oy: Kohlen 
des Saargebietes hetausgeholt wor 
denn in Frankreich verkauft der franzöſiſche 
Staat nach dem vor der franzöſiſchen Kammer 
erſtatteten Bericht die Saarkohlen mit Preise 
etmäßigungen, die bis zu 20 Franken — heute 414 Gold⸗ 
mark auf die Tonne gehen. Alſo mit anderen Worten: In 
anne verkauft der franzöſiſche Staat * 
n. weſentlich billiger, ja (wenn man die 
Rechnung er franzöſiſchen Bergverwaltung, wie ſie in der Saar⸗ 
preſſe veröffentlicht wurde, vergleicht, die einen Reingewinn von 
2,06 Goldmark ausweiſt) JI billiger, daß nicht eins 
mal die Abſchreibungen gedeckt werden. Die 
Kohlenpreispolitik des bien ligen Staates geht demnach darauf 
inaus, im Saargebiet die Kohlenpreiſe hochzu⸗ 
ae in Frankreich die Kohlen zu vere 


Der „Artikelſchreiber“ des „Saarkuriers“ aber behauptet, die 
Löhne der Bergleute müßten abgebaut werden, wenn die Kohlen⸗ 
preiſe im Saargebiet ermäßigt werden ſollten. Daher auch die 
durchſichtige Rechnung, daß eine Kohlenpreisermäßigung von 
20 Prozent volle 200 Millionen Franken koſte. Kein Menſch im 
Saargebiet hat behauptet, daß die Kohlenpreiſe in Frankreich er⸗ 
mäßigt werden ſollten. Es genügt vollkommen, wenn 
der ftanzöſiſche Staat von ſeinen übermäßigen 
Gewinnen im Saargebiet Abſtand nimmt. Und 
das kann er, ohne die Löhne in drücken! Denn der 
Saarbergmann hat im Jahre 1913 (im Jahresdurchſchnitt für 
ſämtliche Arbeiter unter und über Tage) einen reinen Schichtlohn 
von 4,45 Mark gehabt. In den erſten drei Monaten dieſes Jahres 
betrug der Schichtlohn für den gleichen Durchſchnitt 23,87 Franken 
zieht man hiervon 10 roe für Knappſchafts⸗ und andere Abe 
züge ab, und rechnet den Reſt auf Goldmark um, fo. kommt man 
auf einen reinen Schichtlohn von 4,12 Goldmark. Wir haben alſo 
bereits heute die Tatſache, daß der Saarbergmann 
weniger verdient, als zu Zeiten der preußiſchen 
0 und bei den Beamten iſt es nich 
anders. 


Bei dieſer Sachlage iſt es ein Verbrechen, mit einem weiteren 
Abbau der Bergarbeiterlöhne zu ſpielen, wie dies der „Saat⸗ 
kurier“ und ſeine Hintermänner belieben. Nicht die Löhne 
müſſen abgebaut werden, ſondern das, was zu hoch oder über⸗ 
haupt überflüſſig iſt, nämlich die übermäßigen Gewinne 
und die un produktiven Ausgaben für Politik, 
franzöſiſche Schulen uſw. Der Saarbergmann iſt nicht 
einfältig genug, als daß er für ſolche Dinge aus ſeiner Haut 


Riemen ſchneiden läßt. 


Die Seamtenbeſoldung im Keich und im 
Saargebiet. 


In einer Veröffentlichung der Organiſationen der ſaarländi⸗ 
ſchen Beamten (Beamtenbund), in der „Saabrücker Zeitung“, 
wird die Frage erhoben: „Worauf hat die Beamtenſchaft des 
Saargebiets ein Recht inbezug auf ihre Bezahlung?“ Die Frage 
wird dahin beantwortet, daß der Beamte ein Recht auf ſtandes⸗ 
gemäßen Unterhalt hat, der fo zu bemeſſen ijt, daß der niedrigſt 
bezahlte planmäßige Beamte in ſeinen “=~ eine Exiſte 
garantie findet, die ihn bei beſcheidenen Anſprüchen der Na 
rungsſorgen enthebt. Die Beamtenſchaft des Saargebiets hat noch 
ein beſonderes Recht, nämlich den Anſpruch darauf, zu keinet 

eit ſchlechter geſtellt zu ſein als die Beamten des deutſchen 

eiches in den entſprechenden Stellungen, ein Recht, das in 
Artikel 31 des Beamtenſtatuts feſtgelegt 15 Die angeſtellten 
Vergleiche ergeben, daß die ſeit eineinhalb Jahren von der Be 
amtenſchaft des Saargebiets erhobenen Klagen über unzuret 
chende Bezahlung voll und ganz berechtigt ſind. 
Bezüglich der Berechnung des Vergleiches der Gehälter in 
Reiche und im Saargebiet ſtehen ſich zwei Auffaſſungen gegen⸗ 
über, einmal die nach einer rein * Berechnung und 
zum anderen die wirtſchaftliche Berechnung oder Umrechnung. 
darf bezweifelt werden, daß die erſtere Berechnung bei der 
Schwierigkeit der Umrechnung, der verſpäteten fr die im 
Intereſſe der Beamtenſchaft liege, ja ſogar, daß fie für die auf 
ihre Finanzhoheit ſo peinlich bedachte Negierungskommiſſion aw 
nehmbar wäre. Die zweite Berechnungsart erſcheint darnach 
die gegebene, denn wie ſich der Beamte ſteht, drückt ſich in del 
Kaufkraft ſeines Gehaltes auan s. 
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rohe Rechnun 


ſeien. 


letzten 


traten dem mung 


Bei einem Vergleich der allgemeinen Beſoldungsverhält⸗ 
niſſe in zwei Gebieten muß zunächſt der Aufbau der beiden Be⸗ 
lun sordnungen in Betracht gezogen werden. Die jetzige deut⸗ 

e Beſoldungsordnung weiſt gegenüber ihrer riedensvor⸗ 
gängerin ſoziale Zuſagen auf, die in den unteren Gruppen bei 
einem vergleichenden Urteil rie t Bedeutung haben. Da die 
— Zulagen in der Regel für alle 1 gleich⸗ 
mäßig i 2 find, fallen fie in den niedrigen Beſoldungs⸗ 
gruppen mehr ins Gewicht, als in den höheren; andererſeits 
wirken ſie der Spannungsdifferenz zwischen n einzelnen Bes 

ldungsgruppen entgegen. genüber der ſaarländiſchen Be⸗ 

foungsordnung, die nur eine Kinderzulage kennt, enthält die 
utſche Beſoldungsordnung Kinderzulagen von mehr als doppel⸗ 
ter Höhe und eine Frauenzulage, die nach ihrem Werte gemeſſen 


höher iſt, als die ſaarländiſche Kinderzulage. 


Sodann gibt es nach der deutſchen Beſoldungsordnung Be⸗ 
tzungszulagen im beſetzten Gebiet und Sonderzuſchläge an be⸗ 
fimmien Orten. my man aber beſtimmte Orte, dann muß 
ie Geſamtheit der Bezüge und die Geſamtheit der Teuerungs⸗ 
vethältniſſe an beiden Orten berückſichtigt werden. Daraus 
ergibt ſich, daß die Vergleichsorte von ſeiten der Beamtenſchaft 
beliebig gewählt werden können. 


Nach vergleichender Gegenüberſtellung der Preiſe der wich⸗ 
tigſten Artikel in Trier und Saarbrücken und der ſich ergeben⸗ 
den Kaufkraft der Beamtengehälter da und dort heißt es in der 
Zuſchrift weiter: 


Stellen wir gegenüber, was ein Beamter ſich dort und hier 
für ſein Einkommen kaufen kann, 1 kommen wir zu erſtaun⸗ 
lichen Eegebniſſen. Die Minderkaufkraft der Beamtenſchaft des 
Saargebiets ijt dann bereits für die Gruppe * Idtagend nach⸗ 
gewieſen, wie es nur gefordert werden kann. Es würde viel zu 
weit führen, das ganze Zahlenmaterial hier wiederzugeben, 
das der Beamtenbund des Saargebiets in ſo erſchöpfender 
Weiſe zuſammengetragen hat, um tatſüchlich ein klares Bild auf 
dem Gebiete gewinnen zu laſſen. Es ſei hier nur eine gan 

eines Beamten der Gruppe VII aufgeſtellt. 10 
det Junggeſelle dieſer Gruppe kann ſich in Trier von ſeinem 
Monatsgehalt wieder einen Anzug, ein paar Schuhe und einen 

ut kaufen, ohne deshalb in Nahrungsſorgen während des 
onats zu geraten. Und hier im Saargebiet? Schon einein⸗ 
halb Jahre keine Anſchaffungen mehr, aber trotzdem ſtete Nah⸗ 
rungsſorgen! Das iſt das Fazit aus dem Beſoldungselend. 


Die om deutſche Beamtenſchaft kommt einſchließlich deg 
unteren Gruppen auf 48 bis 60 — ihres friedensmäßigen 
Reallohnes. Nun ergeben aber Vergleiche, daß die meiſte n 
Gruppen im Saargebiet kaum die Hälfte der 
deutſchen enn erreichen, daß folglich ein 
großer Teil e r Saargebietsbeamten chaf t 
nur über ein Viertel i WIe 
verfügt. Als Beweis für die Beſcheidenheit der Beamten⸗ 
ſchaft des Saargebietes, die trotz furchtbarer Entbehrungen 
immer noch ihre Pflicht gegenüber dem Lande erfüllt, ſeien diefe 
allgemeineren Betrachtungen wiedergegeben. Der Regierungse 
kommiſſion können dieſe Tatſachen nicht fremd fein. 

Schon werden wieder allerhand Gerüchte kolportiert, die 
natürlich von der der Verzweiflung nahen Beamtenſchaft mit 
Sorge aufgegriffen werden und die Unruhe vergrößern helſen; 
z. B. behauptet ſich hartnäckig das Gerücht, beltimmte egies 
rungsſtellen arbeiten an Vergleichen mit der elſaß⸗ 
lothrigiſchen Beamtenſchaſt. Demgegenüber muß 
die Beamtenſchaft des Saargebiets mit aller Zähl keit der⸗ 
— 2 Vergleiche ablehnen, weil der Vergleich der Wirtſchafts⸗ 
verhältniſſe neue heraufbeſchwört, die 
elſaßz⸗lothringiſche Beamtenſchaft z. T. ni behandelt wird, 
als diejenige des inneren Frankreichs, ein Vergleich zudem nur 
bei fachlicher Anwendung aller Aſſimilationsdekrete möglich 
wäre, aber 1 der allein beseßlich zuläſſige Vergleich mit 
der deutſchen mienſchaft immerhin noch eine Beſcheidenheit 
verrät, die in Anſpruch nehmen ju müſſen dem Völkerbund⸗ 
lande nicht gerade zu beſonderem Anſehen verhilft. 

Auf dieſem Gebiete muß endlich einmal die Regierungs⸗ 
kommiſſion ganze Arbeit leiſten. Die bei den Arbeitern in den 
öffentliche Betrieben in ne, — Tatſache daß mehr 
freiwillig infolge der ſchlechten zahlung ausgeſchieden find, 
als das Abbauprogramm vorgeſehen hatte, und daß Nebenbe⸗ 
ſchäftigungsverbote aufgehoben werden mußten, um auch noch 
einigermaßen gute Kräfte 8. behalten, darf nicht auch bei der 
Beamtenſchaft einreihen. Gewiß bleibt die Beamtenſchaft trotz 

ber yay — länger bei der Stange, aber ein Ueber⸗ 


pannen des Bogens muß bei ihr auch ver nde Folgen für 
s Allgemeinwohl nach ſich or wok Unter den drückenden 
Zahlungsverpflichtungen für Schu den wiſſen viele Beamten 


weder ein noch aus. Die Beamtenbeſoldung im Saargebiet iſt 
ein beſonderes Kapitel, das allmählich alles hier Erlebte in den 


Schatten ſtellt, ſogar die viel erörterten Ereigniſſe in der Schul⸗ 
berwaltung. 


vollverſammlung des Landesrates. 


Das Ende der Antiſtreikverordnung. 


In m 2 Verhandlungen befaßte ſich der Landesrat 
am 8. Juli mit einer Reihe von Geſetzentwürfen, die ihm zur 
Begutachtung zugegangen waren und die zum Teil nicht ohne er⸗ 
hebliches Intereſſe ſind. 
or Eintritt in die Tagesordnung brachte die kommuniſtiſche 
— einen Proteſt gegen die Verhaftung des Abgeordneten 
einhardt ein, der im Zuſammenhang mit einer Totſchlagsaffäre 
in Ludweiler verhaftet worden war. In dem kommuniſtiſchen 
Proteſt wird behauptet, daß die Verhaftung Reinhardts lediglich 
— politiſchen Tätigkeit wegen erfolgt fei, was auch daraus 


ervorgehe, daß bei kommuniſtiſchen Abgeordneten Hausſuchun⸗ 


en und weiterhin mehrere Verhaftungen vorgenommen worden 
Die Fraktion forderte den Landesrat auf, bei der Re⸗ 
gierung zu verlangen, den Abg. Reinhardt ſofort außer Verfol⸗ 
gung qu ſetzen. Staatskommiſſar Lieſch bezeichnete den Antrag 
als Eingriff in ein ſchwebendes Verfahren, der unzuläſſig ſei. 
Auf Grund perſönlicher könne er übrigens ſagen, 
das Amtsgericht Völklingen gegen ges tg einen Haft⸗ 
befehl „wegen Körperverletzung mit Todesfolge“ 
etlaſſen habe. 
n der Debatte über den kommuniſtiſchen Antrag beantragte 
15 Sender, da es ſich bei dem kommuniſtiſchen Antrag 
ndes um eine grundſätzliche Frage, die Wahrung der 
Immunität, drehe, bei der Regierung ſofort vorſtellig zu 
werden mit dem Erſuchen, dem Landesrat im Laufe des Mitt⸗ 
wochs eine Novelle zur „Verordnung über die Bil⸗ 
dung des Landes rates“ — * zu — in der die 
mmunität der Abgeordneten ſichergeſtellt werde. Ein Arteil 
ber den Fall Reinhardt 2 2 ſei infolge Unkenntnis des 
Materials nicht * ie Abg. Levacher und Schmelzer 
ender bei, lehnten aber ebenfalls eine 
Stellungnahme zu dem Fall an ſich ab. 


Der erſte zur Begutachtung vorgelegte Verordnungsentwurf 
betraf die 


der 


„Angleichung der Kirchenſteuergeſetzgebung an die Ein⸗ 


| fommens, Gewerbe⸗ und Verkehrsſteuer“. 
Bisher erhielten die Kirchengemeinden zu dem ihnen überwieſenen 


— 


Elftel der Lohnſteuer einen 20prozentigen Abzug aus den Vor⸗ 


beſitzes zu beſeitigen. Der Antrag Schmelzer auf 


ſchüſſen der Einkommen⸗ und Gewerbeſteuer, der nun auf 25 Pro⸗ 
ent erhöht werden ſoll. Kommen die Gemeinden mit dieſen 
ae nicht aus, ſo haben ſie das Recht, bei der endgültigen 
eranlagung zur Einkommen⸗ und Gewerbeſteuer je nach dem 
Bedürfnis einen Nachtrag * erheben, der, wenn er 30 Prozent 
überſteigt, allerdings von der Regierungskommiſſion genehmigt 
werden muß. Ferner ſteht ihnen das Recht zu, auch die Grun 
und Gebäudeſteuer zu den Laſten je nach Bedarf heranzuziehen. 
Der Abg. Gärtner (tr.) ſtimmte dem Geſetz namens ſeiner Pare 
tei zu, die Abgg. Betz (Soz.) und Buri (Komm.) lehnen es aus 
—4 lichen Erwägungen heraus ab. Abg. Schmelzer (Deutſch⸗ 
aarl. Vpt.) ſtimmte dem Geſetz ebenfalls zu, das den ſchwierigen 
finanziellen Verhältniſſen der Kirchengemeinden ein Ende bes 
reite, bat jedoch, die Möglichkeit der Belaſtung auch der Grund⸗ 
und bei in Anbetracht der ſchlechten La om. 
efreiung der 
Grund: und Gebäudeſteuer von den Kirchenlaſten wurde gegen die 
Stimmen der Deutſch⸗Saarländiſchen Volkspartei, aber mit der 
Stimme des „Vertreters“ des Hausbeſitzes im Landesrat, des 
Abg. Albert, abgelehnt. 


Das Haus wandte ſich dann der 
Aufhebung der Antiſtreikverordnung 


zu, die unter dem Titel „Ergänzung des $152 der Gewerbeord⸗ 
nung“ zu begutachten war. ir wollen uns verſagen, näher auf 
den Rechtfertigungsverſuch einzugehen, den die eplerung in der 
dem Landesrat „Denkſchrift“ nachträglich bezüglich 
der Gründe der Ant ſtreilverordnun unternommen hat. enn 
dort aclagt wird, daß die Verordnung lediglich „Uebergriſſe 
gegen Ar verhindern und die „Arbeitsfreiheit 

garantieren follte, daß außerdem durch fie keine 1 Seer 
abgeſchafft, ſondern nur ein bis zum Sturz der onarchie in 
Kraft geweſenes Geſetz wieder hervorgeholt worden fei, fo find 
das Begründungen, die bereits damals im Landesrat und in der 

ratz und Petri legten nod einmal die Urjade 
des Bergarbeiterſtreiks dar und ſtellten felt, daß die Antiſtreikver⸗ 


e 
ordnung lediglich dazu gedient aus politiſchen 
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Grinden und im Intereſſe der Grubenvers 
i den Bergarbeiterſtreik abzuwürgen. 
Keinerlei Uebergriffe se vorgekommen, keine Durchbrechung der 
Diſziplin, nirgendwo ſei die Freiheit der Arbeitswilligen beengt 
worden. Lediglich die von der Regierung und der Bergverwa 
tung beſchützte Gruppe der Streikbrecher 1155 ſich Gewalttätig⸗ 
keiten zuſchulden kommen laſſen. Der Abgeordnete Kratz legte 
in 17 Zuſammenhang das brutale Unterdrückungs⸗ 
und eren dar, das ſich ſeither bis 
auf den heutigen Tag auf den Saargruben entwickelt habe und 
das mit ſeiner unmoraliſchen 2 67 weit eher eine Notverord⸗ 
mung verdiene. Die Koalitfonsfreiheit werde 
durch den mächtigſten Arbeitgeber im Saar⸗ 
gebiet mit Füßen getreten und ein ſeeliſcher 
und materieller Druck ohnegleichen ausgeübt, 
um die Arbeiterſchaft weſtlichen Organiſationen zuzuführen. 
Durch dieſen Druck und Zwang hofffe man auch die Gewerkſchaften 
in ein anderes Fahrwaſſer zu bringen. Unter lebhaften Hört⸗ 
18, bak erklärte der Abgeordnete, daß man Beweiſe dafür 
be, daß Grubenbeamten zugemutet würde, die Saarbünd⸗ 
et unter den ihnen unterſtellten Arbeitern 
zu bevorzugen! Kein Druck⸗ und Lockmittel werde geſcheut, 
um die Arbeiterſchaft ihrer vornehmſten Rechte zu berauben; 
Entlaſſungen würden angedroht, der Beſuch von Gewerkſchafts⸗ 
verſammlungen verboten uſw. Hier müſſe energiſch ein Ein⸗ 
greifen der Regierung gefordert werden. 


Das neue Geſetze, das als Zuſatz an die Stelle der Antiſtreik⸗ 
verordnung treten foll, hat in der Faſſung der Res 
gierungsvorlage folgenden Wortlaut: 


Artikel 1. Die behufs Verbotes des Streikpoſtenſtehens er⸗ 

angene Verordnung vom 2. Mai 1923, betr. Aenderung des 

152 der Gewerbeordnung — Reg.⸗Amtsblatt Nr. 312 —, 
wird aufgehoben. 


3 ae 2. 8 152 der Gewerbeordnung erhält folgenden 
uſatz: 
Abſatz 3. — Erlaubt iſt: Sowohl einem einzelnen als 
mehreren Perſonen, gleichviel, ob ſie ſelbſtändig oder im Auf⸗ 
trage einer Arbeitervereinigung oder eines Auftraggebers zum 
Zwecke der Herbeiführung oder der Aufrechterhaltung einer 
auf das Arbeitsverhältnis bezüglichen Streitigkeit handeln, 
ſich neben dem Orte oder in der Nähe des Ortes aufzuhalten, 
wo eine andere Perſon arbeitet oder ihren Beruf ausübt, vor⸗ 
ausgeſetzt, daß dieſer einzelne oder dieſe mehreren Perſonen 
ſich dort nur aufhalten, um ohne Drohungen und Gewalttätig⸗ 
keiten Auskünfte einzuholen oder zu geben oder um in fried⸗ 
licher 1— andere zu überreden, zu arbeiten oder ſich der Ar⸗ 


beit zu enthalten. 
Abſatz 4. — Verboten iſt zum Zwecke der Herbeiführung 
oder der Aufrechterhaltung einer auf das Arbeitsverhältnis be⸗ 


züglichen Streitigkeit: 


a) Gewaltanwendung, ſowie jede Art der Einſchüchterung 
eines anderen, — Frau oder ſeiner Kinder, ſowie Be⸗ 
ſchädigung des Eigentums, | 

b) fortgeſetzte Verfolgung eines anderen von Ort zu Ort, 


c) Verbergen der Werkzeuge, Kleider oder ſonſtiger, in 
Beſitze oder der Verwendung eines anderen befindli 
Gegenſtände, die Behinderung in der Benutzung jowie 

des freien Gebrauchs, 

d) —— einer Ueberwachung rings um das Haus odez 

jeden anderen Ort, wo ein anderer wohnt, arbeitet, eing 

Beſchäftigung ausübt, oder ſich befinden kann, ſowie eine 

5 ne erwachung der Zugänge des Hauſes oder eines anderen 


ttes, 
19 Derne eines anderen zuſammen mit zwei oder mehr 


erſonen auf einer Straße oder einem Wege in einer 
ffentlichen Ordnung zuwiderlaufenden Weile. 7 
Beſtimmungen 

des vorhergehenden Abſatzes unterliegen den in 8240 


Abſatz 5. — Zuwiderhandlungen gegen die 
Artikel 3. Dieſe Verordnung tritt am „„ > 1924 in 
Kraft. 


Die einſtimmige Auffaſſung der vorberatenden Kommiſſionen 
über dieſen Regierungsentwurf ging 1 „ daß der alte 
Rechtszuſtand, wie er vor Erlaß der Verordnung beſtanden 
habe, wieder her — werden müſſe. Die be⸗ 
—— geſetzlichen Beſtimmungen genügten vollkommen, um 

1 und Gewaltakte qu ahnden, jo daß ein Zuſatz zum 
152 ii 5 überflüſſig fet. Der Regierungsvertreter wandte 
n den Kommiſſionsverhandlungen (und auch in den Berhanda 
lungen des Plenums) ein, daß ſich in keinem Lande eine ph 
liche Beſtimmung finde, die das Streikpoſtenſtehen ausdrückli 
zulaſſe, mit Ausnahme von England. Der vorliegende Entwu 
entſpreche alſo der Rechtslage in England und fei eine fortidritts 
liche Regelung. Sogar nach den deutſchen Geſetzen ſei das Streik⸗ 
bea ratte ausdrücklich erlaubt, ſondern nur durch die 

aktiſche Recht Kos tre als berechti t anerkannt worden. Die 
ommiſſion beſchloß trotz dieſer Ausführungen, nur die 88 1 und 
3 anzunehmen, den § 2 aber abzulehnen. 


Auch in der Verhandlung des Plenums am 8. 7. nahmen die 
bereits etkwähnten Redner des Zentrums und der Sozialdemo⸗ 
kratie dieſelbe Haltung ein und beantragten die Streidung des 
§ 2. Der § 2 hebe in ſeinem zweiten Teile die Zugeſtändniſſe 
des erſten Teiles wieder völlig auf und mache das Streikpoſten⸗ 
tehen in der Praxis illuſoriſch. Bei der Annahme der 


anzen 
— übrigens der Auslegungskunſt der Gerichte Tür und 


Tor geöffnet, die nichts und alles aus dem Paragraphen machen 
könnten. Der Abg. Dr. v. Vopelius ſtimmte namens der Deutſch⸗ 
Saarländiſchen Volkspartei der Auffaſſung der Vorredner zu. 


In der Debatte über den Gegenſtand forderte der Abg. Krag 
von der Regierung noch die geſetzliche Anerkennung und Regelung 
der Berufs⸗ und Betriebsvertretungen und die Einführung 
obligatoriſcher Schlichtungsausſchüſſe. 


Die Geſetzesvorlage zur „Bekämpfung der Preistreiberei und 
des unlauteren 8 wurde mit der Einſchränkung, daß 
das Geſetz nur bis zum 1. April Gültigkeit haben ſolle, ange⸗ 
nommen. Ferner wurde zugeſtimmt einer Verordnung betr. die 
Stempelſteuer und einem Entwurf betr. Abänderung des preuß. 


| Waſſergeſetzes vom 7. April 1913. 


— 


— 


Ein Schulbeiſpiel ſaarländiſcher „Kechtſprechung“. 


Die „kombinierten“ Stimmzettel vor dem ſaarländiſchen Oberverwaltungsgericht. 


Bekanntlich hat der Verwaltungsausſchuß das Urteil des 
— es, der die kombinierten Stimmzettel als gültig 
anerkannte, kaſſiert und dem Antrag des Saarbundes und der 
Hausbeſitzerpartei auf Ungültigkeitserklärung — 1 Da⸗ 
raufhin erhoben die durch dieſe ing ens ſchwer benachteilig⸗ 
ten beiden politi 8 Parteien, die Nutznießer der kombinierten 
zettel geweſen ſind, die Zentrumspartei und die Deutſch⸗Saar⸗ 
ändiſche Volkspartei Beſchwerde beim Oberverwaltungsgericht 
in Saarlouis mit dem Antrag auf — der Entſcheidung 
des Verwaltungsausſchuſſes. Zur größten Ueberraſchung dieſer 
nächſten Prozeßbeteiligten ſtellte Präſident Nippold zu Be⸗ 
ginn der Verhandlung am 6. Juli feſt, dak er einen Ein⸗ 
277 in der Angelegenheit vermiſſe, da nicht die 

Beſchwerdeflhrer, ſondern nur die 
urſpr erhe enden Parteien 
(Hausbeſitzer und Saarbund), Ne gegen die ans 

etuſene Entſcheidung des Verwaltungsaus⸗ 


chuſſeg einlegen könnten. Das Gericht ſtellte ſich dabei 


auf den Standpunkt, daß der vom Verwaltungsausſchuß gefällte 
Beſchluß, nebſt ſeiner weiteren Behandlung nur die Parteien 
etwas angehen, die ihn veranlaßt hätten 
und demnach, follten dieſe Parteien mit dem Beſchluß zufrieden 
fein, dritte Perſonen oder Parteien als Unbeteiligte nicht 


eredtigt ſeien, irgendeine Beschwerde einzulegen. Nippold 


forderte deshalb von Rechtsanwalt Steegmann, dem Vertreter 
et beiden beſchwerdeführenden Parteien, die Zuſtellungsur⸗ 
kunde, die er in Beſitz haben müſſe, wenn der Verwaltungs⸗ 
ausſchuß den von ihm vertretenen Parteien als Beteiligten den 
damals ergangenen Entſcheid mitgeteilt habe. 

Rechtsanwalt Steegmann führte dieſer ſeltſamen juriſtiſchen 
Argumentation gegenüber aus, 3 lic die urſprüngliche Be⸗ 
ſchwerde des Saarbundes und der Hausbeſitzerpartei lediglich 
gegen die Zentrumsparteiund die Deutſch⸗Saar⸗ 

Volkspartei richtete, denen man Fälſchung 
des Wahlergebniſſes vorgeworfen habe. Badurch ſeien die beiden 
arteien doch ganz ſelbſtverſtändlicherweiſe in die Angelegenheit 
ineingezogen worden und es müſſe cane doch auch mög⸗ 
ich ſein, gegen einen daraufhin zu ihrem Ungunſten 140 bie 
Spruch Beſwerde einzulegen. Im anderen Falle wären ja die 
Benachteiligten direkt rechtlos. Logiſcherweiſe hätte die Be⸗ 
ſchwerde der Parteien erſt nach dem Einſpruch des Saarbundes 
und nach dem Urteil des Verwaltungsausſchuſſes erfolgen 
können, da die Parteien ja vorher kein Intereſſe an irgend einer 
Wahlanfechtung gehabt hätten. Allerdings habe der Geſetzgeber 
verabſäumt, ausdrücklich im Wahlgeſetz feſtzulegen, wer alles zur 
Beſchwerde berechtigt fet, er habe aber im Artikel 41 der „Ver⸗ 
ordnung betreffend die Wahlen zum Landesrat“ vom 19. Mak 


1922 ganz generell geſagt: „Gegen die Entſcheidung des 
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mit das Gericht die „Nichtbeteiligung“ an dieſer 


und inwieweit irgendwelche Direktiven 
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Berwaltungsausſchuſſes tft die Beſchwerde an 


bietes binnen einer Friſt von 14 Tagen na 

Artie der Entſcheidung Da auße 
Artikel 88 gejagt ſei, daß zur Anfechtung der 
berechtigten des uſw.“ 

e ſich ganz finngema 

werde ergeben, wie überhaupt 


das Oberſte Berwaltungsgerigt des nag gu. 
us 
them 


eutigen Be⸗ 


zeichnet hätten. 

Da trotz dieſer unanfechtbaren Darſtellung Präſident Nip⸗ 
pold erklärte, in die Verhandlung nicht eintreten zu können, be⸗ 
vor a das Gericht nicht über die ſtrittige Frage beraten habe, 

der Geri e zur Beratung zurück. Nach Wiederer⸗ 
inen verkündete Nippold folgenden „ſalomoniſchen“ Spruch: 


Die Sache wird auf die nächte ordentliche Sitzung des 
Oberverwaltungsgerichtes vertagt. Den Beſchwerdeführern 
wird anbeimgegeben, den Nachweis zu erbringen, daß und 
wann ihnen die Entſcheidung des Berwaltungsausſchuſſes über 
den Wahleinſpruch zugestellt it und ob fie infolge der Ent⸗ 
ſcheidung als Sewühlte aus dem Landesrat ausſcheiden müſſen. 


Hierzu bemerkt die 2 Der Sophismus dieſer Ent⸗ 
idung liegt auf der —— s Recht der Beſchwerde wird 
alſo einmal von der Beibringung einer amtlichen Zuſtellung der 
Entſcheidung des Verwaltungsausſchuſſes abhängig ment — 
e ſeſtzu⸗ 

tl), zum anderen ſoll feſtgeſtellt werden, ob die „Be⸗ 
er“, alſo die Herren Dr. dans und Stolpe, aus 


ſtellen 
ſchwerdefü 


dem Landesrat ausſcheiden müſſen, ergo als „Geſchädigte“ in 


tage kommen. Wenn es auch nicht „gerichtsnotoriſch“ iſt, daß 
iele Herren nicht Mitglieder des Landesrates find, fo ijt es doch 


neuen 


— tsnotoriſch“, daß zur Ein einer 


werde ang verſtrichen in aller Welt ſoll es 
möglich ſein, feſtzuſtellen, wer bei einer Stimmen⸗Neuzählung 
in Landesrats⸗Mandat verlieren wird! In Summa darum: 
bwohl Ein 4 * in ein ſchwebendes Verfahren ſonſt nicht üb⸗ 
lich ſind, darf dieſes völlig geklärte Verfahren jetzt ſchon als im 
Widerſpruch mit jedem Rechtsempfinden bezeichnet werden. Ob 
ſich in ihm ausgewirkt 
Fellen, vermögen wir nicht zu entſcheiden, immerhin iſt feſtzu⸗ 
ellen, daß 8 Beginn der Sitzung Herr Heimburger ſichtbar 
ward. Die Beſetzung des Gerichtshofes, deſſen vorläufiges Ur⸗ 
teil unſerem ſicheren Gefühle nach nur mit Mehrheitsbeſchluß 
a ift, war folgende: Präſident Nippold, die 

ergerichtsräte Acker, Armand Meyer und Campus, Land⸗ 
erichtsdirektor Dörr, Amtsgerichtsrat eber und — Herr Mini⸗ 
ftetialrat Colling. 


Zu den btrüblichſten ampli Ab der Na — mit 
ihren verſchiedenſten künſtlichen politiſchen und autorativen Neu⸗ 
konſtruktionen gehört zweifellos die Verwirrung vieler funda⸗ 
mental im Volksbewußtſein verankerter Rechtsbe —— die, 
ſollten ſie herrſchenden Tendenzen einmal im Wege ſtehen, gar 
zu oft vor der Kunſt der „Interpretation“ die Segel ſtreichen 
müſſen. Juriſtiſche l on eiten verdrängen dann das „Recht, 
das mit uns geboren iſt“, und an ſeine Stelle tritt das orientierte 
Recht, deſſen Aeußerungen vor allem der Erhaltung der „Staats⸗ 
raiſon“ gewidmet find. Eine eee ag jedoch, die hinter 
Formalitäten verſchanzt, die moraliſche Weſensart ihrer ſelhſt 
negiert, kann kein Vertrauen, bei den ihrer Obhut Anvertrauten 
erwecken und muß notgedrungen in dem Maße, in dem fie ſich von 
ihr entfernt, trotz aller formaliſtiſchen Rechtsauslegungen den 
Ruf der Objektivität verlieren. 


Soweit die goog Rechtspflege in Betracht kommt — 
und ſie vor allem kommt bei ſolchen Ueberlegungen in 1 — 
muß leider feſtgeſtellt werden, daß die Entſcheidungen ihrer 
Oberſten Inſtanz. wen politiſche oder vermeintliche politiſche 
Belange auf dem Spiele ſtehen, keineswegs geeignet ſind, das 
durch die Frankenurteile erſchütterte Vertrauen wieder zu be⸗ 
eſtigen. Das zeigt klar und eindeutig der „Vertagungs“ beſchluß, 

en das Oberverwaltungsgericht in Saarlouis in dem Verfahren 

bezüglich der kombinierken Stimmzettel nach einer ſeltſam an: 
mutenden Verhandlung faßte. ein Beſchluß, der zwar, rein 1 
mal⸗juriſtiſch geſehen, die Möglichkeit einer Fortſetzung der Ver⸗ 
handlungen offen läßt, in der Tat jedoch dieſe Verhand⸗ 
ungen zuungunſten der oe werdeführenden 
politiſchen Parteien beende at. 


Lrankreich und die Saararbeiterſchaſt. 


„Der Saarbergmann ält bei ver It 
denſelben Geldlohn wie — dem Auf — 


eſe 
ormel läßt ſich die Auswirkung der fra Wischen ertſchaft über 
kan zuſammendrängen. Gin — dur 
nog wey 100 Franken je Tonne geſtattet dem franzöſiſchen Staa 
otz des Überwuchernden und mit einer Fülle „kolonialpolitiſcher 
belaſteten Verwaltungsapparates, nach 
dem Eingeſtändnis ſeiner 8 kalkulatoriſchen Methoden 
einen Reingewinn von der Förderung, der den Vorkrie sgewinn 
des ve chen Staates um n 65 Prozent Überſteigt. 
Selbſtverſtändlich bedeutet die Parität des rbeitslohnes Pei 
dem augenblicklichen Kursſtand der franzöſiſchen Deviſe b 
nicht den gleichen Reallohn wie vor dem Kriege, weil, in Gold 
ausgedrückt, ſämtliche Lebensmittel und Bedarfsartikel 2 


teurer geworden find. Konkret geſagt: der Saarbergmann ſte 
ſich unter dem en er bedeutend 
unter der preußiſchen bzw. bayerſſchen 
greidacitig ein der deutſchen Aera gewa ig et 

nternehmergewinn allzährlich einerſeits det Saarwirif ft 
verloren geht, andererſeits in Geſtalt von unbezifferten 
lionenübetſchüſſen, die einem normalen Bruttoertrage von jabte 
lich etwa 150 Millionen Franken 12 der frangoft den 
Staatskaſſe bzw. der den Frs des franzöſiſchen Steuerzahlers 
zugute kommt. Unter dem Protektorat des Völkerbundes ift alſo 
das von Reparationsleiſtungen ausdrücklich befreite Saargebiet 
einem „Ausbeutungsſyſtem“ ausgeliefert, durch das die Arbeits⸗ 
kraft von zwei Dirttel der werktätigen männlichen Bevölkerung 
— denn auch die unter die Zwangskontrolle des franzöſiſchen 
Großkapitals übergegangenen Saateiſenwerke uſw. rechnen als 
Kriegsjolge hier mit — einem ftlremdländiſchen Im⸗ 
pertalismus preisgegeben wird, deſſen Politik (was 
um ſo verbitternder wirken muß) durch die Tendenz fortgeſetzter 
Niederhaltung des deutſchen Mutterlandes beſtimmt wird. Die 
wirtſchaftlichen Tatſachen, die nicht hinwegzudiskutieren fin 
ondern von der Ur eiterbe völkerung des Saatgebiets in der Vere 
chlechterung ihrer Lebenshaltung — verſpürt werden 
würden bereits jegliche franzöſiſche Propagandatätigkeit illuſoriſch 
machen, wenn nid die unverbrii liche treudeutſche Gefinnung 
der geſamten Arbeiterbevölkerung a Saar, gleichgültig 
welcher Parteirichtung, ſolche Annexionsgelüſte von vornherein 
nicht aufkommen ließe. 


Die Zeit war kurz, und iſt für immer vorüber, wo der ſaar⸗ 
ländiſche Pens anger von Deutſchlands Inflation und 
Ausverkau me itierte. Nun hat er die minderwertige und 
Coon rung, während im Mutterland die wertbeſtän⸗ 

e Goldrechnun Bi 8 Die Legende von dem „Klub⸗ 
ee in de: Wah lide des Saatberamanns“ und von dem 
Schlaraffenland an der Saar“ iſt verrauſcht und zurückgeblieben 
iſt die traurige Wirklichkeit, daß der Kumpel und Hüttenarbeiter 
beim Empfang der durch alle ate Abzüge geſchmälerten 
Lohntüte oft nicht weiß, wie er bis zum näch en „Abſchlag“ 
ſeiner hungernden Familie Brot und Kartoffeln ſchaffen ſoll. 


Ein Blick in die Statiſtik ony daß die Arbeitsleiſtung des 
Saarbergmanns für die Schicht in ean iger Zunahme begriffen 
iſt- und trotz der Herabſetzung der Arbeitszeit um eine Stunde 
jetzt die Vorkriegsleiſtung übertrifft. Was in dieſer Tatſache 
zum Ausdruck kommt, iſt nicht etwa eine verbeſſerte Organiſation 
oder maſchinelle Ausrüſtung unter der franzöſiſchen Verwaltung, 
wovon nicht die Rede ſein kann, ſondern die teils freiwillige un 
teils erzwungene Schweißtreiberei, um den kärg⸗ 
lichen Lohn durch Höchſtleiſtungen zu verbeſſern. 


Bei dieſer Sachlage berührt es um ſo peinlicher, daß der fran⸗ 
öſiſche Staat bei den kürzlichen Unterhandlungen über die von 
er Saarinduſtrie als für die 
ihrer Betriebe geforderte Herabſetzung der Kohlenpreiſe dur 
* Vertreter zunächſt erklären ließ, daß eine Ermäßſ gung 
er Saarkohlenpreiſe nur im Nr mit einer 

Herabſetzung der ergarbeiterlöhne in Cre 
wägung gezogen werden könne. Wenn dieſer Standpunkt ſchließ⸗ 
lich ni t bürchgehalten und eine allerdings nur 4 bis 6prozentige 
gegenüber der von der Induſtrie verlangten 25prozentigen Preiss 
N ohne Herabſetzung der Arbeiterlöhne zugeſtanden 
wurde, ſo dürfte dieſe Konzeſſton im weſentlichen auf die von 
dem franzöſiſchen Saarpräſidenten in Paris perſönlich geltend 
lhre 18 „vordringlichen“ politiſchen Geſichtspunkte zurückzu⸗ 
ren ſein. 


Auch die Zeit der Umſchmeichlung der 
arbeltert@att durch die Vertreter Frankreich iſt vorüber. 
Als die Franzoſen ins Land kamen und unter ihrem beherrſchen⸗ 
den Einfluß die Regierungskommiſſion etabliert wurde, da 
hörte man von maßgebender Stelle die Abſicht verkünden, einen 
„Arbeiterſtaat“ an der Saar einrichten pu wollen. Von 
. Utopie i es ſtille geworden. Damals brauchte man die 

rbeiterſchaft, die weitaus zahlreichſte Bevölkerungsſchicht, als 
Vorpoſten — die — ay Franzöſterungsmaßnahmen, für 
Demonſtrationen zwecks Einführung der Franfenwahrung, 
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ujw.; nachdem die Vorwände ihte Schuldigkeit getan igt 
t aller jüngſten Ze entſpre olchen „Erfolgen“ 
de und Entlarvung der „wohlwollenden“ Ar⸗ 
beiterpolitik erfolgt. Wie auf ein Stichwort tauchen in der fran⸗ 
zöſiſchen Oeffentlichkeit auf und mehren ſich direkte Angriffe 
egen die Saararbeiterſchaft, die man der Minder⸗ 
ja der egen den Wente Arbeitgeber be⸗ 
tigt, wobei man eiche die deut ge Regierung 
e uldigt, durch Sendboten in dieſem Sinne auf die Ar⸗ 
beiterſchaft des Saargebietes einzuwirken. Natürlich weiß man 
keine Spur des Beweiſes für oe aus der Luft gegriffenen Be- 
hauptungen zu erbringen; erdächtigungen, die andererſeits 
darauf abzielen, die Mindererträgniſſe bzw. Fehlbetragsabſchlüſſe 
der zwangsweiſe in ſeamdüfſdes igentum bzw. Kontrolle über⸗ 
gegangenen Saarwerke auf die Schultern der Saar⸗ 
arbeiterſchaft abzuwälzen. „Aus Politik und auch 
aus Notwendigkeit waren wir gezwungen, im Saargebiet mit der 
größten Klugheit zu handeln“, ſo ſchrieb letzter Tage ein fran⸗ 
öſiſcher Spezialkorreſpondent über feine ſaarländiſchen Eindrücke. 


el bereits ver⸗ 


5 
Wenn man * dieſe Taktik anſcheinend aulgitt, jo kann dies nur 


bedeuten, daß man das politiſche Sp 
Toren gibt und deshalb keinen rt auf längere Markierung 
legt. Die deutſchen Gewerkſchaften des Saargebietes ſollten aber 
Anlaß nehmen, gegen ſolche ſyſtematiſchen Verdächtigungen mit 
einem kräftigen e der Abwehr aufzutreten. 


wie und die franzsſiſche Schule. 
Anter dieſer Ueberſchrift leſen wir im „Saat⸗Bergknappen“: 
Bekanntlich wurde für Kinder deutſcher 
bewohner die frandsſtgche Schule geöffnet. s geſchah durch 
eine Verordnung der Negierungskommiſſion vom 10. Juli 1920. 
Nach unſerer Auffaſſung dürfen die franzöſiſchen Schulen nur 
r die Kinder von Franzoſen in Betracht kommen, die auf den 
Gruben oder ſonſtwie im Saargebiet tätig find. Nach den klaren 
Beſtimmungen des Verſailler Vertrages kommen für die Kinder 
der deutſchen Sargebietsbewohner nur die deutſchen 
Schulen in Frage. Das deutſche Saarvolk wird in ſeinem Be⸗ 
lasen in dieſer Hinſicht klare Bahn zu ſchaffen, nicht nach⸗ 
laſſen. 


Nun wird uns berichtet, daß einzelne Ingenieure bzw. 
untergeordnete Organe mit allerlei Druckmittelchen 
atbeiten, um die franzöſiſche Schule mit Kindern 8 be: Berg⸗ 
Leute zu füllen. Es gibt Ingenieure, die anſcheinend ihre pan ts 
exfoube auf politijd-fulturellem Gebiet erblicken. Ob fie dafür be⸗ 
ſonderen Lohn von Paris zu gegenwärtigen haben, entzieht ſich 
unſerer Kenntnis. Uns genügt die Tatſache, daß einzelne In⸗ 
genieure entweder ſelbſt Propaganda für die franzöſiſche Schule 
treiben oder ſolche von untergeordneten Organen treiben laſſen. 
Nun bleibt es aber nicht nur bei einer „druckloſen“ Propaganda. 
So allerlei Druckmittelchen werden da angewandt. Zum Bei⸗ 
ſpiel: Kommt da ein langjähriger Bergmann, der eine große 
Kinderzahl hat, zur Gruben verwaltung, um ſeinen Sohn anges 
legt zu erhalten; da wird ihm die Frage vorgelegt: „Haben 
Sie noch Kinder in die Schule gehen?“ Er bela 
Da erfolgt die weitere Frage: „In welche Schule gehen fic: 
Antwort „In die deutſche 
emerkung erfolgt: „Warum nicht 
in unſere (die franzöſiſche) Schule? Schicken Sie 
hre Kinder da hinein, dann wird Ihr Sohn bald 
theit haben.“ Auch die Wohnungsfrage und ſonſtige 
Dinge werden zu Werbungszwecken ausgenutzt. 

Es iſt ja ſehr bezeichnend für die franzöſiſche Schule, daß 
verhältaismã wenig Eltern ihre Kinder 
da hinein ſchicken. Um ſie zu füllen, muß die wirtſchaftliche 
Machtellung, die dem franzöſiſchen Staat als Beſitzer der Gruben 
zugefallen 5 herhalten. ir empfinden Achtung ror den In⸗ 
genieuren, die es ablehnen, dieſe Machtſtellung auszunutzen, 
eine Schule zu füllen, die für deutſche Kinder nicht in 
kommt. Die Ingenieure mißbrauchen aber ihre Machtſtellung, 
die 1 handeln und handeln kaſſen, wie wir an dem einen Beis 
foie beleuchtet haben. Große tung empfinden wir auch vor 

en Bergleuten, die, trotzdem ihr Sohn nicht angelegt wird 
oder anderen Nachteil in Kauf nehmen müſſen, ihre Kinder auf 
der deutſchen Schule laſſen. 


Schule!“, worauf die 


egen die Druckanwendung müſſen 


wit als Intereſſenvertretung der Bergleute Front 
machen. Es iſt eine alte Forderung der Bergleute, daß der berg⸗ 
männiſche Nachwuchs bei der Cinktetlung vor allem zu berück⸗ 

ierbei Joll die Reihenfolge der Anmeldung und 


iſt. 

bei als Ausnahme beſonders ſchwierige Familienverhältniſſe 
gelten. Wenn nun aber die Söhne der Bergleute oder Nichtberg⸗ 
eute bei der Anlegung allen anderen vorgezogen werden, die 
ihre Kinder ſchon auf die franzöſiſche Schule ſchicken oder ſich 
bereit erklären, ſie dahin zu tun, dann iſt das eine Benach⸗ 
teiligung der Allgemeinheit der Bergleute. 


rage 


wecks 


Saargebiets⸗ S 


verwerfliche wirtſchaftliche 


ic reſtlos ausgenutzt wird. 


reichs, als 
Methoden der franzöſiſchen Chauviniſten zu brechen, die unſä 
liches Leid über die be Ken, Gen, ſäg⸗ 


Es wird dann aufgefordert, alle Fälle mitzuteilen, in 
Buche oder ähnliche Druckmittel zur — — 
as Material ſoll als einwandfreie Unterlage dienen zur üh⸗ 
tung des Nachweises, daß zur Füllung der franzöſiſchen Schulen 
f rudmittel zur Anwendung kommen. 
Es muß dem franzöſiſchen Grubenbeſitzer genügen, wenn die 
Saarbergleute ihre Arbeitskraft zu ſeiner Verfügung ſtellen, die 
1 arüber hinaus hat er keine An⸗ 
prüche zu ſtellen. Im nationalen und politiſchen Leben hat er 
belinl den Beſtimmungen des Verſailler Vertrages jeden unbe⸗ 
elligt zu laſſen. 


das neue Frankreich und die deutſchen 


Verräter. 


Der Regierungswechſel in Frankreich, der in der Führun 
der franzöſiſchen Politik eine Ablöſung des 
nalen Blockes durch die pazlfiſtiſch⸗demokratiſch eingeſtellten 
kal⸗Sozialiſten gebracht hat, iſt gang beſonders auch im Rhein⸗ 
land begrüßt worden. Das jahre ang unterjochte Rheinland ſah 
in ihm ein Zeichen kommender Verſtändigung und ſetzte zweiſele 
los um ſo größere — na auf die neuen Männer Frank⸗ 

ieſe ma te illen fundgaben, mit den 


ns den 


i 6 einiſchen Lande gebracht haben. 
Tatſächlich hat ſich im Rheinland in den letzten Wochen 


einiges geändert, was dem rheiniſchen Volk wenigſtens etwas Ere 


leichterung gebracht hat. Zweifellos iſt, daß die franzöſiſchen 
Radikal⸗Sozialiſten und an ibee, Spike Herriot wie — 
der franzöſiſchen Kammer zur Mehtheitsbildung notwendigen 
Sozialiſten as theiniſche und ſaarländiſche 
epatatiſtengeſindel mit ganz anderen Augen anſehen, 
als etwa Poincaré und Millerand und mit ihnen der Nationale 
Block. Es erübrigt ſich, noch einmal auf die außerordentli 

finanzielle und ſonſtige Unterſtützung hinzuweiſen, die die offi⸗ 
zielle Politik Frankreichs bisher dem rheiniſchen Separatismus 
gewährt hat und dem Saarbündlertum über die Kaſſen der Saar⸗ 
grubenverwaltung auch heute noch gewährt, ja, es iſt durch un⸗ 
zählige Beiſpiele erwieſen, daß der rheiniſche Separatismus nichts 
weiter als eine von den Leuten des „Comité de la Rive gauche 
du Rhin“ aufgeführte Komödie geweſen iſt, um die Welt über die 
deutſche Geſinnung des rheiniſchen Volkes zu täuſchen. Die 
Folgen dieſer verhängnisvollen Unterſtützung einer künſtlich 
aufgezogenen „Unabhängigkeitsbewegung“ nicht nur für das 
Rheinland und ganz Deutſchland, ſondern darüber hinaus file 
gang tags einſchließlich Frankreichs find ebenfalls nur allzu gut 

annt. 

Nach Poincarés Abgang hat das rheiniſche Volk aufgeatmet, 
wenn es auch vielleicht ſeine Erwartungen zu weit geſteckt hat. 
Gleichzeitig erkannten die mee te! daß nach dem Sturz 
ihrer bisherigen Schutzpatrone in Paris auch ihre Glanzzeit den 
Höhepunkt überſchritten hat. Es iſt in der letzten Zeit merklich 
ſtiller im Lager der rheiniſchen Hochverräter geworden, und ſchon 
mehren ſich die Zeichen des zwar langſam aber doch 1 1 
den Verfalls der Matthes ern iſt 
ſchon verblaßt. Smeets hat ſich längſt in Sicherheit gebracht. 


| Dorten hat die franzöſiſche Staatsangehörigkeit erworben und 


det Separatiſtenkommiſſar Guthardt a ſich fat in Süddeutſch⸗ 
land den deutſchen Behörden freiwillig geſtellt. Kürzlich tagte 
in Düſſeldorf eine Delegiertenkonferenz des von Matthes Bee 
sags ogenannten „Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Trutzbundes“, die 
en Beſchluß faßte: „Die p im Ruhrrevier wird aus 
außenpolitiſchen Gründen eingeſtellt.“ Das bedeutet einen glatten 
Rückzug, wohl in erſter Linie im Hinblick auf die nach der An⸗ 
nahme des Sachverſtändigengutachtens nicht mehr zu vermeidende 
Wiedereinſetzung Deutſchlands in ſeine Gea im Ruhr⸗ 
und jog. Sanktionsgebiet. Auch der auf der gleichen Tagung 
gefaßte Beſchluß, die „brauchbaren Parteifunktionäre in das links⸗ 
rheiniſche, alſo altbeſetzte Gebiet zu verſetzen, um dort die Bes 
völkerung im verſtärkten Maße, vornehmlich im „Bezirk IV“ 
d. h. die Gegend um Triet) zu bearbeiten, kann dieſe 
lucht aus dem Ruhrgebiet nicht verdecken. Wenn überdies noch 
die anveſenden 43 Delegierten ſich durch Unterſchrift verpflichten 
mußten, dieſen Beſchlüſſen ſich zu fügen, ſo beweiſt dies zweifel⸗ 
los erſt recht, daß im „Separatiſtenlager“ nicht alles mehr |e 
iſt, wie es ehedem geweſen. 

Es wäre ja nun denkbar, daß die Regierung Herriot, die, 
wie bereits eingangs ausgeführt, den „Separatiſten“ von ſich aus 
nicht denjenigen Schutz angedeihen laſſen wird wie ihr Vor⸗ 
gänger, im Intereſſe der Wiederherſtellung normaler Beziehungen 
mit Deutſchland ſo weit ginge, jenen * vertätern ganz den 
Boden unter den Füßen hinwegzuziehen. Eine in Deutſchland 
weitverbreitete Hoffnung! Dazu aber wäre vor allem ein voll⸗ 
ſtändiger Wechſel in allen maßgeblichen Stellen der Beſatzungs⸗ 
behörden und der Beſatzungsarmee notwendig. Angeſichts der 
ſtarken Oppoſition, die Herriot ſchon jetzt bei ſeinem bisher kaum 
angedeuteten politiſchen Frontwechſel bei ſeinen nationaliſtiſchen 
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2 Jahren, 6 Monaten Gefängnis verurteilt worden ijt. 


der eifrigſten Mitarbeiter des 1 


das „Los von Preußen“ gleich einem Mathes 


— 17 


ei e franzöſi 

e bit wenn er dieſe Raditalfur * durchführen wollte. 
erſöhnungspolitik ſtark abs 
paratiſten“, wie ihr Beſchluß, ihr 
biet zu verlegen, 


eſtgenommenen ge 22 erzwingt, das beweiſt 


gefördert wird, fo hat fie doch, wie ſchon geſagt, in den Be⸗ 
— et in der “Grubendirettion 


at unabhängi 
m 


Deshalb müſſen wir im mura’. Deutſchland unjere Ere 
wartungen, die wir nur allzu leicht und gern auf die neuen 
Männer in Paris geſetzt haben, weit zurückſtecken. Nichts wäre 


für Deutſchland verhängnisvoller, als wenn es iia durch allzu 
roſige 5 e 
Verhältniſſe im Rheinland liegen anders! 


offnungen den klaren Blick trüben ließe. tatſächlichen 


Eine geborftene Saarbunds · Säule. 


Die letzte Nr. (1. Juli) des öffentlichen Anzeigers zum 
Amtsblatt der Regierungskommiſſion veröffentlicht einen unterm 
7. Mai 1924 von der Staatsanwaltſchaft Saarbrücken erlaſſenen 
Steckbrief gegen den „Seminardirektor a. D.“ Dr. Jakob Leon⸗ 
hard Zell, der bekanntlich wegen n zu 

erzu 
bemerkt die „Saar⸗ und Blieszeitung“ in Neunkirchen: 
Das der berüchtigte „Jugendbildner“ nach dem Urteilsſpruch 
auf freiem Fuß belaſſen wurde, ſo konnte der ehemalige Notton⸗ 
Schützling nicht nur vor dem Antritt der Strafe ins Ausland 
— ten, ſondern auch * Wochen hindurch im Saargebiet ſein 
Weſen treiben. In der Landesratswahlkampagne wat er einer 
aarkurrier“, als welcher 
epariſten⸗Bewegung ſtellte und 
brüllte. Seine 
preußenhaſſeriſchen Artikel verbrämte er in üblicher Weiſe mit 
perfiden Anzweiflungen des Zeugeneides, ſowie der Unparteilich⸗ 
keit der Richter des Saargebietes, wodurch man, auch ohne Kennt⸗ 


er ſeine Feder in den Dienſt der 


nis des Stils ſogleich erkannte, welche Schmerzen den 1 
drückten. In der Alleeſtraße verſuchte er gleichzeitig alle Hebel 


eine ſaarländiſche Schriftſtellerei ſollte jedenfalls auch als Emp⸗ 
eblung aut Rehabilitation dienen. Schließlich ſcheint er aber doch 
einen Wink erhalten zu haben bzw. der Boden ihm zu heiß ge⸗ 


hi Wiederaufnahme ſeines Prozeſſes in Bewegung zu ſetzen; 


worden ſein. Unbehelligt verlegte er ſeinen Wohnſitz nach der 


Schweiz und in Briefen aus Zürich an ſeine zurückgebliebenen 
Geſinnungsgenoſſen rühmte er ſich, wie wir hören, ſeiner wieder 
aufgenommenen Beziehungen zu dem ebenfalls unter die Politi⸗ 
ker geratenen „Pädagogen“ Profeſſor Foerſter, den er ſelbſt ſ. Zt. 
als Weisheitsprediger ins Saargebiet hatte kommen laſſen. 


Seine gar nicht chriſtlichen, vielmehr altheidniſchen Knaben⸗ 
erziehungsideale dürfte der Saarſepariſt aber kaum wagen auf 
dem Boden der freien Schweiz in die Praxis umzuſetzen. Möge 
die Seelenharmonie mit dem Schädling Foerſter, dem die Mün⸗ 
ener Studenten den richtigen Abſchied erteilt haben, ihm ein 
Troſt ſein in der „Verkennung“ und Verbannung! Die Saar⸗ 
heimat verzichtet auf ſeine Wiederkehr, außer geſchloſſen im Ge⸗ 
leit von Saar⸗Landjägern! 

Bezeichnend für die Verhältniſſe in der Schulabteilung der 
Saarregierung iſt die Tatſache, daß Zell nicht ſofort nach dem 
erſten verbrecheriſchen Tuns in der Lehrer⸗ 
bildungsanſtalt St. Wendel nicht ſofort der Staatsanwaltſchaft 
übergeben, ſondern geſtützt wurde, bis die Veröffentlichungen in 
der Saarbrücker „Vol sſtimme“ ein Einſchreiten gebieteriſch ver⸗ 
langte. Bekanntlich war Zell, der ſich u. a. unbefugterweiſe den 


Rheinland 


franzöſiſche S 


tigten Anſpru 


Doktortitel -ancignete, ſelnerzeit als Cünſtling Nottons Direktos 
des Lehrerſeminars St. Wendel geworden. Bei allen Schulplänen 
der Saarregierung hatte et ſeine Hand im Spiele. Er war es 
— der gemeinſam mit Notton ſeinerzeit in St. Wendel einen 
mehrwöchigen Kurſus des berüchtigten Profeſſors F. W. Foerſter 
veranſtaltete, in dem die Ee e Lehrerſchaft für die 
ulpolitit dieſer eigennützigen Streber 
reif — beh Bell 
etner eichnend, eine 
tung“ von der Schwei erneut 
ein Haar gelungen wäre, wenn nicht im letzten Augenblick die 
Schweizer Be örden ſich mit der Perſon Zells befaſſen müßten, 
wegen Verdachts ähnlicher Delikte wie in St. Wendel. 


* 


Aus dem 


Unter der Ueberſchrift „Baut der Saarbund ab?“ 
wird der „Saabr. 3g. aus Reden geſchrieben: 

Seitdem die Verlautbarung des preußiſchen Handels⸗ 
miniſteriums bekannt geworden ijt, nach welcher den Mitgliedern 
des „Saarbundes“ aus Beamtenkreiſen die Einleitung eines 
Diſziplinarver fahrens wegen Landesverrats 
in Ausſicht ſteht, iſt hier eine große Flucht aus dem „Saarbund“ 
ou verzeichnen, der gerade hier aus der Beamtenſchaft 12 Zu⸗ 
auf zu verzeichnen hat. Der Standpunkt des preußiſchen Handels⸗ 
tatiſtiſche Bee 
eamtenſtelle zu 
atole „das Saar⸗ 


„Rehabilitie⸗ 
betrieb, die auch um 


miniſteriums, denjenigen Elementen, die die fe 
wegung unterſtützen, nicht noch die Vorteile einer 
ewähren, iſt ſehr wohl zu verſtehen, denn die P 
and den Saarländern“ läßt ſich durchaus hiermit nicht vereini⸗ 
gen. Wer ſich, noch zumal als Beamter, ſolcher — 
Tendenz hingibt, muß hinterher auch die Konſequenzen daraus 
auf ſich zu nehmen bereit ſein. Die franzöſiſche Bergverwaltung 
eigt es ihnen ja am beſten, was die Staatsraiſon zu bedeuten 
at. Hier darf ein Beamter, der die Rückendeckung durch ſeine 
alte Anſtellungsbehörde noch in Anſpruch zu nehmen gewillt — 
ch über die Folgen für ſeine Haltung und Dienſtwilligkeit, au 
ie die Mer a Bergwerksdirektion durchaus keinen bere 
hat, nicht im geringſten im Zweifel ſein. Es 
wat wirklich einmal an der Zeit, out dieſe Konſequenzen, die in 
Vergeſſenheit geraten ſchienen, hinzuweiſen. Daß damit dem 
„Saarbund“ ein wenig der Boden abgegraben iſt, iſt durchaus zu 
begrüßen. Dieſer Organiſation wankelmütiger Molusken iſt im 
Sinne ehrlicher Charaktere nur ein Abbau dringend zu wünſchen. 
Ferner wird dem gleichen Blatt aus Von der Heydt u. a. be⸗ 
Schule daß gelegentlich einer Schlußfeier an der franzöſiſchen 
Schule in Von der Heydt der Vertreter der franzöſiſchen Bergver⸗ 
waltung mit Genugtuung Pi daß das Intereſſe für die 
Schule in keiner Weiſe nachgelaſſen habe und daß die Hoffnun⸗ 
gen, die man in die 1 von Von der Heydt ge⸗ 
ſetzt habe, ſich in weiteſtem Maße erfüllt hätten. Dem Fräulein 
Thriſt, dem Fräulein Schmidt ſowie dem Abbe Korne 
Pia det Redner tiefgefühlteſten Dank dafür aus, daß fie ihre 
flicht in der franzöſiſchen Schule mit ſo großer Ergebenheit getan 
hätten! Kommentar überflüſſig! 
Der 


Der Saarbrücker „Volksſtimme“ 

Staatsanwaltſchaft iſt eine Grube 
ägersfreude übermittelt worden, die, wenn ſie ſich ſo bewahr⸗ 
eiten ſollte, geeignet iſt, ein unzweideutiges Licht auf eine Saar⸗ 
undsleuchte zu en. Herr Chriſtian Wunn, gen. Zorn, 

„Chef de la garde“ (Oberwächter) auf Grube Jägersfreude, Orts⸗ 
tuppenvorſitzender des Saarbundes, ſoll ſich die Schläuche vom 
ahrrad des tödlich verunglückten Bergmanns Bage aus Herren⸗ 

be „angeeignet“ haben — was gewiß eine merkwürdige Auf⸗ 
aſſung von ſeinem Amte als Oberwächter verraten würde. Herr 

Wunn wat vor der Revolution Nationalliberaler, ging nach einer 

kurzen Gaſtrolle bei der SPD. und der USPD. zur KPD. wid 

landete beim Saarbund. Anſcheinend ſcheint das noch nicht ſeine 
letzte Station zu ſein. | 


Unter der Ueberſchrift „Der diebiſche Regie⸗Dolmetſcher“ bee 
richtet die „Saar⸗Ztg.“ aus Oberſtein: 


„Der bei der Regie de Dolmelſcher Jean Praiſſer 
tab! aus dem Gepäckraum des hieſigen Bahnhofs eine Handtaſche, 
ie dort ur Aufbewahrung abgegeben war. Als Anzeige erſtattet 
wurde, floh er. Später konnte er verhaftet werden und das fran⸗ 
öſiſche Kriegsgericht in Wiesbaden verurteilte ihn zu einer Gea 
angnisſtrafe von drei Jahren.“ 8 4 
ean Praiſſer heißt auf gut deutſch Hans Praeſſet; et 
* aus Steers a. d. Saar und ſtand bei der Bedinger Bee 
völkerung ſchon längſt in Verdacht, daß er franzöſiſcher Propa⸗ 
gandiſt uſw. iſt. Wenn er hen und wieder auf kurze Zeit nach 
Beckingen kam, war er ſtets im Beſitz von Schmuckſachen, Silber⸗ 
ſachen uſw. Jetzt hat ſich ihre Herkunft anſcheinend aufgeklärt, 


wird geſchrieben: 
iebſtahlsaffäre von der 


ine Wider achern gefunden hat, es ede kau Denkbg 
| 
yulex 
men, 
, die Tregter n Oejlta 
An⸗ Tirard, de Metz uſw. imme Nen. 
| t noch der Rati 
— — 0 * gwar 
über ſeine i 
s wäre daher falſch, wenn man von der Beſei 0 
Sonderbündler im Ruhrgebiet auf das völlige 8 | 
en 2 Umtriebe im ganzen Rheinland ſchließen wollte. Der 
chutz, den die n auch heute noch den „Sonder⸗ 
bündlern“ zuteil werden laſſen, beweiſt das Gegenteil. Das zeigt a 
das Verhalten des Putſchgenerals de Metz, der immer noch durch 
rung Mmaßznahmen die Freilaflung von im unbeletzten ch⸗ 
fend — 
Na is ats: 
heins gerichtshof durch den franzöſiſchen Delegierte 
eifel⸗ ag alſo auch die offizielle Politik des Quai d'Orſay in be⸗ 
ank⸗ * auf die aheinſchen Fragen eine Aenderung Bann haben, 
den o ijt doch die Politik des Nationalen Blockes im Rheinland aftiv 
uſäg⸗ und ausſchlaggebend geblieben. Wenn ſie auch nicht mehr wie 
n. edem von der Regierung vor aller Oeffentlichkeit gebilligt oder 
ochen 
ichen und der Saarteglerung 
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durch einen 


— Parteien 


wir wieder in unſer deutſches 


Die Saar in Retten. 


Im Kreistag Mersig, gab der — Kenntnis von der 
Nichtbeſtätigung des Kreistagsmiigl Karcher⸗Beckingen 
als Kreisdeputierter. Der Kreistag ſtimmte daher folgender Ent⸗ 
ſchließung einſtimmig zu 

„In der Sitzung des Kreistages Merzig vom 3. September 

1923 wurde der Fabrikbeſitzer, Herr Diplom⸗Ingenieur Bodo 
Karcher⸗Beckingen, mit großer Stimmenmehrheit zum Kreis⸗ 
deputierten des Kreiſes erzig gewählt. Durch Schreiben der 
Regierungskommiſſion vom 21. Februar 1924 an den Herrn 
Landrat wurde die Wi ntaung verſagt unter der uns recht 
unverſtändlichen Begründung, daß Herr Karcher durch ſeine 
bisherige Haltung gegenüber der Regierungskommiſſion wie 
auch gegenüber den durch den Friedensvertrag geſchaffenen Ver⸗ 
hältniſſen für die Negierungskommiſſion unannehmbar ſei. Ab⸗ 
geſehen davon, daß die perſönliche Meinungsfreis 
heit als ein hehres Gut innerſter Ueberzeu⸗ 
gung jedes Menſchen unantaſtbar iſt und von 
Togaler Regierungsſeite niemals als Waffe 

die gebraucht werden darf, erblickt 
Kreista erzig hierin einen ente das ihm 
durch Friedensvertrag und Völkerbundsrats⸗ 
beſchluß als heilig erklärte Selbſtbeſtim⸗ 
mungstrecht. Der Kreistag Merzig fieht ferner in dieſer 
An der Regierungskommiſſion eine Mißachtung 
des Willens der vom Kreis gewählten Ver⸗ 


treter, die dadurch noch vergrößert wird, daß man die Be⸗ 
pations oder Nichtbeſtätigung ſechs Monate in 
e t ch webe en Gründen heraus 


leß. Aus die 
proteſtiett der Kreistag Merzig auf das entſchiedenſte 
einem zuſtehenden Rechte und Willen als Rreisvertretung 
erneut Ausdruck au verleihen, wählt er von neuem den 

etrn Diplom⸗ Ingenieur Bodo Karcher⸗ 

edingen, zum Kreisdeputierten. Der Kreistag 
Merzig erwartet von der Regierungskommiſſion, daß ſie die 
nunmehr zum zweiten Male getätigte Wahl anerkennt und 
binnen kurzem die Beſtätigung ausſpricht.“ 


| Kreistagsmitglied Karcher gab zu der Wahl . Er⸗ 
klärung ab: e ae skommiſſion hat es fiir r Stig be⸗ 
. mich durch Nichtbeſtätigung an der Ausübung der von 
nen See er Funktion zu verhindern. Sie hat mir da⸗ 
eil meiner bürgerlichen Ehrenrechte 
genommen. 50 bin mir nicht bewußt, ein Vergehen begangen 
7 haben, daß allgemeinen mit der Entziehung der bürger⸗ 
iſt 


chen Ehrenrechte geahndet zu werden pflegt. Die Beſtätigung 
mir und anderen verſagt worden wegen unſerer Haltung zur 
RNegierungskommiſſion und den durch den Friedensvertrag ge⸗ 
ſchaffenen Verhältniſſen. Die Stellung zum Friedens⸗ 
vertrag iſt für uns denkbar einfach, wir jind bei ſeiner 
Aufſtellung nicht gefragt worden, man hat über 
uns verfügt, und es iſt für jeden verſtändigen Mann klar, 
daß uns nichts anderes übrig bleibt, als aus den nun ein⸗ 
mal beſtehenden Verhältniſſen das Beſte für 
unjere Heimat und ihre Bevölkerung heraus⸗ 
zuholen. Dementſprechend iſt auch von Anfang an von den 
hets betont worden, daß wir hier an der 

aar jederzeit bereit find, mit der Regierungskommiſſion zum 
Wohle der Saarbevölkerung loyal zuſammenzuarbeiten. 
Wenn es in den letzten Jahren nur allzuoft zu Toei uicht bie 
und Gegenſätzen gekommen 85 o war daran ſicherlich nicht die 
grundſätzliche oppoſitionelle Stellung der Regierungskommiſſion 
egenüber ſchuld, ſondern die Tatſache, daß wir unſerer⸗ 
eits uns mit der Haltung der Regierungskom⸗ 
miſſion gegenüber den durch den Friedensver⸗ 
trag geſcha 1222 Vetrhältniſſen nicht ein ver⸗ 
ſtanden erklären konnten; denn der Friedensvertrag 
enthält auch Rte für uns, und das vornehmſte Recht ijt das 
auf die Wahrung unſerer deutſchen Notionalität! Ich ſpreche das 
hier offen aus, nicht daß ich und andere ſich der Regierungs⸗ 
kommiſſion widerſetzt hätten, iſt der Grund für die Nichtbeſtäti⸗ 
gung, denn das habe ich nicht getan, * die Tatſache, daß 
ich alle Beſtrebungen zu bekämpfen mich für verpflichtet halte, 
die auf eine Verfälſchung des deutſchen Chatak⸗ 
ters unſerer Heimat abzielen. enn das eine 
Schuld iſt, dann bekenne ich mich allerdings gerne dazu. Ich 
wiederhole: Wir find ſtets bereit, mit der Regierungsfommiffion 
während ihrer Tätigkeit im Saargebiet zuſammenzuarbeiten; 
aber keine Macht der Erde wird uns daran hin⸗ 
dern können, den Tag zu erſehnen, an dem 
aterland zu⸗ 
riidfebren dürfen. Das iſt nicht nur unſere Pflicht gegen⸗ 
über unſeren Kindern und der Bevölkerung, die uns gewählt hat, 
ſondern darüber I unſer gutes, im Friedensvertrag feſtge⸗ 
legtes Recht, und dieſes Recht müſſen wir die Regie⸗ 


tungskommiſſion bitten, zu reſpektieren. Wenn 


| 


wird im Amtsblatt vom 7. Juli eine r vera 
aggen, 


„Saarfreund“ no 


Zentner, Speiſeſirup 1500 Zentner, Schlachtvieh 1200 Stück, konden⸗ 


ſie unter dieſen Vorausſetzungen unſere Mitarbeit ann 
will, ſo wird 2 niemals Gelegenheit — uns eine 2 
letzung im Dienſte unſerer — vorwerfen zu können.“ 

Dieſe mannhaften, kerndeutſchen Worte, uns allen aus dem 
Herzen geſprochen, wurden vom Kreistag mit lebhaftem Beifall 
aufgenommen. 


Ueber die im Saargebiet zugelaſſenen Fahnen 


öffentlicht, die das Aufziehen und Tragen von Fahnen, F 
Wimpeln und Abzeichen in den Farben von Staatsflaggen zum 
Gegenſtand hat. Den Inhalt dieſer Polizeiverordnung haben 
wir vor einiger Zeit bereits bekannt — Danach 3 im 
Saargebiet Flaggen und Abzeichen zuläſſig in den 
ie des Gaargebiets, in den kirchlichen Farben, ſowie in den 
arbe der Städte des Saargebiets und in den Farben der 
völkerrechtlich anerkannten ſelbſtändigen Staaten und der ver⸗ 
aſſungsmäßigen deutſchen Regierungen. — In einer 
päteren Mitteilung der Polizeidirektion wird erklärt, daß die 
eutſche (ſchwarz⸗weiß⸗ rot mit ſchwatz⸗ 
rot⸗goldener Göſch) keine Staatsflagge ſei und deshalb im Saar⸗ 
gebiet nicht 17 werden dürfe. Als preußiſche Landesflagge 
dürſe nut die ſchwar 751 lagge ohne Adler oder ſonſtige 
Embleme im Saargebiet öffentlich gehißt werden. 


Die Sheu vor der Wahrheit. 


In der Saartegierung ſcheint eine geradezu krankhafte Scheu 
vor der Wahrheit zu herrſchen. Solange ſie die Verwaltung im 
Auftrage des Völkerbundes an der Saar ausübt, hat ſie dem 
keinen ungehinderten cin in das Saarge⸗ 


biet geſtattet. ihr, der bei der Poſt eingeſtellte politiſche 
Spitzel bekannt geworden war, bali der „Saarfreund“ trotz allem 
weite Verbreitung im Saargebiet hat, hat ſie ihr mit einem 
neuen Verbreitungsverbot „bis auf weiteres“, d. h. für die Dauer 
belegt. Und da die Spitzel weiter berichteten, daß er — Saar⸗ 
regierung erbleiche — dennoch Cingang fände, ‘se einen ge⸗ 
waltigen Apparat aufgeboten, um die geſamte Auflage für das 
Saargebiet beſchlagnahmen zu laſſen. Glaubt ſie wirklich, daß 
jie damit die Wahrheit totſchlagen kann? Ferner hat die Re- 
gierungskommiſſion den „Leuchtturm“ und den „Völkiſchen Herold“ 
im Saargebiet verboten. Und die Wahrheit marſchiert doch, trotz 
Spitzel, Denunzianten⸗ und Verratertum! 


Deutſchland und das Saargebiet. 


Die Unterbringung der entlaſſenen deutſchen Saargebiets⸗ 
Seamien und ⸗Arbeiter. 


Im preußiſchen Landtag hat Handelsminiſter Siering er⸗ 
klärt, den Wünſchen auf Unterbringung der im Saarbergbau von 
den Franzoſen entlaſſenen Grubenbeamten, ⸗Angeſtellten und 
Arbeitern wolle die Verwaltung gern entgegenkommen, aber fie 
könne nicht alle dieſe Kräfte in die ſtaatlichen Gruben einſtellen. 
Es ſei 5 ie A daß ſich auch der private Bergbau der Männer 


annehme, die ſich wegen ihrer deutſchen Geſinnung im Saargebiet 
mißliebig gemacht haben. 


Ein britiſches Konſulat für die Pfalz und das Saargebiet. 


Der rheiniſche Berichterſtatter der „Times“ meldet aus Wies⸗ 
banden, er erfahre, daß beſchloſſen worden ſei, ein britiſches Kon⸗ 
ſulat für die Pfalz und den Saarbezirk zu ſchaffen. Dieſer Be⸗ 
ſchluß ſei von beträchtlichem politiſchen rr Mr. Magoeva 
der ſeit vier Jahren britiſcher Vizekonfſul in Bremerhaven ijt, 
zum britiſchen Konſul für die Pfalz und das Saargebiet ernannt 
worden. Das Konſulatsbureau werde in etwa 14 Tagen in 
Mainz eröffnet. 


Die deutſchen Lebensmittelfontingente für das Saargebiet. 


Nach einer —— des Delegierten des Reichskommiſſars 
für Ein⸗ und Ausfuhrbewilligung in Saarbrücken hat das Rei 

miniſterium für Ernährung und Landwirtſchaft folgende Kontin⸗ 
gente für das Saargebiet im dritten Vierteljahr 1924 bewilligt: 
Heu 40000 Zentner, Stroh 50 000 Zentner, Futterrüben 30 000 
Zentner, Großvieh 1500 Stück, Eier 3 Millionen Stück, Induſtrie⸗ 
zucker 7000 Zentner, Mundzucker 40 000 Zentner, Kunſthonig 2400 


fierte Milch 2400 Zentner, Butter 1800 Zentner und Käſe 4500 
Zentner. Für die Saarimker iſt außerdem ein beſonderes Ausfuhr⸗ 
kontingent für Bienenzucker in Höhe von 28 000 Zentnern für die 
diesjährige Herbſtfütterung unter den für das Vorjahr feſtgelegten 
Bedingungen für das Vorjahr genehmigt worden. Die Entſchei⸗ 
dung über die Höhe des Frühkartoffelkontingents wird in den 
nächſten Tagen erwartet. 
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4 tionsdienſt des gelben Verbandes geſtellt. Bekanntlich 
diejenigen, die 
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Aber Agitations methoden der Saar⸗ 


bündler 


Tefen wir im „Saar⸗Bergknappen“: 


Im Geſamtbereich der In 
Weiſe Agitation getrieben fir 


Ci eil der Beamt 
ang Jer Menegaten Rogen ded 


pektion Lu 1 wird 

en e jedem 

ts unter 
den Agita⸗ 


es 

bei Kaiſersgeburtstagsfeiern 
eimal ſich betranken, um ihren „Nationalismus“ zu beweiſen. 
err Rokenbed ijt ja auch aus ſeiner früheren Tätigkeit als preu⸗ 
2 ſſeſſor ſowohl dienſtlich wie 1 bekannt. Es 
eine alte Erfahrungstatſache, daß Menſchen, die ſich von an⸗ 
erkannten Grundideen abwenden, mag es auf religiöſem oder 
vaterländiſchem Gebiete ſein, die ſchlimmſten Gegner und Hetzer 
egen das bisher Anerkannte werden. Und warum wohl? il 
Bhaen das Gewiſſen keine Ruhe läßt. Beſonders diejenigen, welche 
aus elendem Eigennutz Verräter und Verleugner ihrer An⸗ 
chauungen werden, ſinken moraliſch immer tiefer und iſt ihnen 
edes Mittel recht, welches ihrem Egoismus dienlich iſt. — Auf 
ivifion Victoria iſt es Herr Ingenieur Boileau im Verein 


mit dem Oberſteiger Mußler und dem Steiger Edel, welche 


mit allen Mitteln verſuchen, dem Saarbund Mitglieder zuzu⸗ 
ten. Auf Joſefaſchacht hat ein Steiger Reinhard die 
ührung in der Mitgliederwerbung für den Saarbund über⸗ 
nommen. Die Natur hat zwar Herrn Reinhard nicht allzu reich⸗ 
lich mit Geiſtesgaben ausgeſtattet; doch wird dies von einem 
chtigen“ arbundsagitator auch gar nicht verlangt; man 
oll heute ſogar ohne tiefere Kenntniſſe zum Oberſteiger apan⸗ 
cieten können, wenn man guter Propagandiſt im weſtlichen Sinne 
Von Grube Annaſchacht wir, daß ein Gabriteiget 
Glasner noch alten preußiſchen Ego beweiſt, aber 
nicht im Sinne deutſchen Denkens. In der Zentralſchmiede judt 
ein Betriebsführer Meyer ſich zu Glanz und Anſehen zu ver⸗ 
lfen, indem er Mitglieder für den Saarbund zu gewinnen es 
m ſchlimmſten iſt es am Oſtſchacht. > auch ganz natürlich: 
denn dorten regiert und agitiert Herr Rokenbed in höchſt eigener 
+ ina Gerade von dorten kommen die meiſten Klagen. Wir 
ören ſogar, daß Herr R. orn aben foll, am Oſtſchacht werde 
teiner Tiſch gemacht, wer nicht in den Saarbund ginge, der könne 
die Papiere nehmen und zu Röchling gehen. — 

Und mit welchen Mitteln wird geworben? Sie ſind teil⸗ 
weiſe ſo lächerlich, daß man ſie kaum zu Papier bringen kann. 
Es gibt aber leider immer noch Dumme, die darauf hereinfallen. 
So z. B. ſagt man einem Bauluſtigen, welcher infolge der all⸗ 
2 Kreditnot im Saargebiet kein Baudarlehen erhalten 
kann (woran die Regierungskommiſſion ja auch nicht unſchuldig 
ijt), er ſolle in den Saarbund geben, dann bekäme er Geld von 
der Bergwerksdirektion. Eine Anzahl Leute werden beſtraft und 
ihnen dann freundlichſt mitgeteilt, die Strafe werde geſchenkt, 
wenn ſie in den Saarbund gingen. Am ſchlimmſten ſind die 
Kriegsbeſchädigten, Unfallverletzten und Halb⸗ 
in validen dran. Ihnen gibt man zu verſtehen, daß fie nur 
dann auf ihrem leichten Poſten bleiben könnten, wenn ſie ſich 
in den Saarbund einſchreiben ließen. Wird auf den „freund⸗ 
lichen“ Vorſchlag nicht ſofort gehört, dann kommt bald eine Ver⸗ 
ſetzung in eine andere Arbeitsſtelle; die Rückverſetzung erfolgt 
erſt dann, wenn der Aufnahmeſchein für den Saarbund unter⸗ 
ſchrieben ijt. Leuten, bei denen man vorausſetzt, daß fle der 


praktiſchen Arbeit gern die Freundſchaft kündigen, ſagt man, 
nur hinein in den Saarbund, Fahrhauer⸗, Grubenhüter⸗ und 


andere Poſten winken. Kurz und gut, der Saarbund kann alles, 
wenn man Agitatoren, die an der Arbeit find, zuhört. — Was 
der Saarbund in Wirklichkeit für den Saarbergmann bedeutet, 
iſt heute jedem aufrechten Gewerkſchaftler bekannt; ja jogar bei 
vielen gezwungenen Saarbundsmitgliedern zum Erbrechen bes 
kannt. Darum wird der Saarbund trotz ſeiner unfairen Agita⸗ 
tionsmitttel und yg ſeines Hinterhalts wenig erreichen. Schon 
die letzten Wahlen haben bewieſen, daß auf gezwungene Mit⸗ 
glieder, denen die Annexionsideen Frankreichs fremd bleiben, 
kein Verlaß iſt. 

Viele Kameraden fragen ſich: Weiß denn die Bergwerks⸗ 
direktion von dieſem Agitationstreiben? Wie uns von alten, 
aufrechten Beamten verſichert wird, ſoll von dorten der haupt⸗ 
ſächliche Antrieb erfolgen unter der Leitung des Herrrn Direktors 

aſſing. Wir fragen: „Was geld e mit den Kameraden, 
die in gleicher Weiſe auf der Arbeitsſtelle für den Gewerkverein 
agitierten?“ Beſtrafungen und Entlaſſungen wären ſicher. Aber 
nur Geduld; nach dieſen Zeiten kommen auch wieder andere. Am 
beſten wäre es zweifellos, wenn die Bergbehörde das Fehlerhafte 
ihrer Einſtellung zu den Gewerkſchaften einſähe; denn den 
gewerkſchaftlichen 228 kann ſie doch nicht mehr 
ertöten. An den jetzigen Pflanzen, die ſie ſich erkauft und 
erzieht, wird ſie wenig Freude erleben. Sie nährt nur Schlangen 
an ihrem Buſen. Wir haben gewarnt! M. 


ſagt die Tante Luwische, „die frage nach 


Det amtliche baheriſche — 


Die i Staatsregierung hat ſich im Intereſſe beg 
— ber falz ſchon it der 
Verbindung und on die — 


eſchädigten teu en, O 
verübten in Berlin Überreicht. Die vi 
Bundesſtaaten haben insdeſondere — aufmerkſam gemacht 
die .— finanziellen und kulturellen Schäden, die — det 
Beſchlagnahme der Staatsforſten und mit der die Wirtſchafts⸗ 
kraft und Re —4 4 — Deutſchlands ſchwächenden forſt⸗ 

von unterrichteter Seite erfahren, 
Eingriffe der in den Pfälzerwald 
fang angenommen. In der erſten Zeit der im Januar 1923 ause 
geſprochenen Beſchlagnahme haben fie ſich darauf beſchränkt, das 
von den pfleglich geführten Fällungen herrührende, 
noch unverkaufte Holz für ihre Kaſſen zu verwerten. Aber ſchon 
im April 1923 N fie in dem an der elſä iſchen Grenze 
legenen Bienwald zu waldverwüſten den von 10 bis 
20 Hektar Größe der Einzelfläche. Dieſer Holzraub im Großen 
fand neben zahlreichen kleineren Verkaufshandlungen ſeinen 
ziffernmäßigen Höhepunkt in einer Waldverſteigerung zu Speyer 
am 30. November 1923, bei welcher die Franzoſen die 50 
beſtände einer Geſamtfläche von 475 ha (das find faſt 2000 rhe 
niſche Morgen) ſtehend verkauften; und zwar handelte es 1 iet 
nicht um pfleglich zu führende Fällungen, ſondern um Nutzung 
— den Käufer; es handelt ſich auch nicht um Beſtände von 
durchſchnittlichem Werte, ſondern um höchſtwertiges Holz. So 
wurden damals aus dem Pfälzerwald etwa das Vierf des 
normalen Einſchlages an hochwertigem Eichenholz verkauft. 

Ein neuer Abſchnitt in der „forſtlichen Praxis“ der Fran⸗ 
zoſen — mit dem Jahre 1924. Nun verließen fle den öffent⸗ 
lichen Verkauf mit dem Erlös auf 1 2 und ſchritten zum 
Tauſch. Sie mißbrauchten das Recht der Gewalt dazu, um ause 
dale ſchöne Holzbeſtände der deutſchen Staatsforſten mittels 

iller Verhandlungen an links- und rechtsrheiniſch anſäſſige Bers 
bände kapitalkräftiger Holzhändler preiszugeben, zum Tauſch 
gegen Lieferung von Balken und Brettern aus geringwertigen 
ae arten. Für dieſen neuen Fiſchzug haben die — n 

ſcheidenen Namen „Ergänzungshiebe“ erfunden. Ob die Aera 
dieſes neuen Mittels zum alten Ziele abgeſchloſſen iſt oder neuer⸗ 
dings fortgeſetzt zu werden droht, läßt ſich nicht ſagen. 

Das Ergebnis ſchon der bisherigen franzöſiſchen Forſtwirt⸗ 
ſchaft in den Staatsforſten der 1— ebiete iſt erſchreckendz 
wirtſchaftliche Werte von großem Ausmaß ſind ſinnlos und un⸗ 
kaufmänniſch zerſtört, der künftige Rohſtoffbezug der boden⸗ 

ändigen Holzinduſtrie iſt erſchwert, e Sdphungen der 


atur ſind hier geſchändet oder vernichtet, kulturelle und ideelle 
Belange ſchwer ela rdet. Es Ie „nur an die Bedeutung 
des Waldes für die Waſſerwirtſchaft in den ſteilen Hängen des 


Pfälzerwaldes und des Hunsrück erinnert. 


Auf den Straßen von Saarbrücken. 

Zu philoſophiſchen Betrachtungen die Gaarbriide ju 
nicht der geeigne Man ert in So 
ich mich unter die rennenden, ſchiebenden, drängenden Fußgänger, 
oder vielmehr: Fußläufer (denn hier in Saarbrücken hat vor 
lauter Geldverdienenmüſſen kein Menſch pelt zu gehen) —, und 
renne alſo mit. Durch die von Kindheit an vertrauten alten 
Straßen mit den vielen neuen Geſchäften und — o Graus! — den 
vielen franzöſiſchen Schildern allergrößten Umfanges, die einem 
faft an jeder Straßenecke entgegengrinſen! Gerade, als ſei der 
Saarbrücker zu dumm, um ſich allein in ſeinem eigenen Lande 
urechtzufinden! Wir wußten als Kinder ſehr gut, wo es nach 
orbach und Metz ging; und a die Saar abwärts nach Trier 


ließt, das lernte man mit 6 Jahren — was follen alſo die blöd⸗ 
nnigen Bezeichnungen? Kein Saarbrücker Volkskind weiß, was 
réves beth. was 2 aber von Trier und Mainz wird es 
dir eine Menge erzählen können; zu den hier angebrachten fran⸗ 
ger chen 1 à Bitche, Haguenau, Strasbourg uſw., kann 
ſolch ein Volkskind höchſtens em lieber 
Gott, was ſchreiben doch die Franzoſen für ein ſchlechtes Deutſchl 
Daß die es nicht beſſer in der Schule lernen — na, unſer Lehrer. 
der würde uns kommen. — — — 
„Was habt ihr denn für ein blödes Schild an eurem ten 
deutſchen Haus?“ frage ich nachher die Saarbrücker Tante 
o freundlich ins alte Neſt hat. Das Haus li 
an der Wilhelm⸗Heinrichſtraße, ſo benannt nach dem letzten, ſehr 
kunſtſinnigen Fürſten v. Naſſau⸗Saarbrücken, den die ranzoſen 
ettern auf dem „Ja, das han die Fra > 
= Sch han gedenkt 
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was kloppt dann do? un da han ich geſiehn, wie fe Löcher in de 
Mauer han un es Schild han Is 
A Mayence“-Schild! denke ich; du - nicht ewig dauern. 
Sieh mal ſchräg gegenüber das kleine unſcheinbare Bronzeſchild: 
ier wohnte Graf von Hardenberg Nov. 1815. Graf H. v. 
Mette Aug. 1870. — An der nächſten Straßenecke: Hier wohnte 
König Wilhelm Aug. 1870. Ein Stückchen weiter: Hier weilte 
Goethe Juni 1770. Drüben über die Brücke: Hier wohnte Graf 
von Bismarck Aug. 1870. — Was wollen die windigen Frans 
zoſenſchilder gegen ſolche deutſche Namen bedeuten?? 

Und nun ertrage ich auch die vielen anderen franzöſiſchen 
In⸗ und 9 ten mit Gleichmut. Es ſind ihrer viele da, auf⸗ 
dringlich viele. Jedermann ſoll wiſſen, daß man hier gut fran⸗ 
zöſif it mitten drin in Frankreich. Bloß ſchade, da die 
Saarbrücker nicht mittun wollen; es iſt eine trogige, dickköpfige 
Bande „ möchte bich wiſſen,“ fragte unlängſt ein 
franzöſiſcher zier einen Saarbrücker, „was das Wort 
„Suban“ bedeutet! immer rufen es die Saarbrücker Buben unſere 
Soldaten nach.“ Na, das war nichts ange aftes für die 

exten Franzoſen. Das alte St. Armual, letztes Dorf nach 
tingen zu, etzt eingemeindet als Saarbrü en VII, hat ſein 
— Deutih, das „Darler Deutſch“, über das wir als 
Kinder immer gelacht haben. Da heißt es ſtatt au — u; alſo 
Hus ſtatt Haus, enus ſtatt hinaus ujw. Und Suban? nun, was 
utet es? „Saubande!“ — Das rufen die Kinder an der Saar 
hinter den Franzoſen het; und der franzöſiſche Offizier hätte lieber 
s die Kinder rufen, das denken nicht bloß die Alten, 
nein, fie ru As es auch, ja, fie ſchreien es laut hinaus. Denn im 
teien leiſtet der richtige alte Saarbrücker das Menſchenmög⸗ 
liche. Homers Heldengeſtalten ſind nichts dagegen. — Als ich, 
äubt von den Eindrücken des erſten Tages, am ſpäten Aben 
einſchlafen will, höre ich einen Trupp ſingender Menſchen am 
FJenſtet 1 und — ich traue ja meinen Ohren nicht: 
„Sei s trüber Tag, ſei s heitrer Sonnenſchein, ich bin ein Preuße, 
will ein Preuße fein!“ — „Um Gotteswillen,“ ſage ich zu meiner 
Freundin, „wie können die Menſchen das wagen? Hier, wo jeder 
dritte Menſch franzöſiſcher Soldat ijt?“ „Ja, ſiehſt du,“ ſagte mir 
die ſchlichte Saarbrücker Frau voll unerſchütterlichem Gleichmut, 
. Franzoſen ſind machtlos dagegen — > a können doch nicht die 
gange Bevsilferung über den Rhein ſchicken!“ — So deutſch iſt 
Saarbrücken. Berta Schmidt⸗Bickelmann. 
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Kleine Tageschronik. 


Saarbrücken. Saarbrücken iſt dem Beiſpiel anderer weſt⸗ 
deutſcher er rt gefolgt und hat ſich ebenfalls ein Stadt⸗ 
amt für Leibesübungen geſchaffen. Zu ſeiner Unter⸗ 
ſtützung iſt eine Kommiſſion für Leibesübungen zuſammen⸗ 
1 etreten, in der als Vertreter des Verbandes für Leibesübungen 
+ e Herren Bruch, Vie Maurer, Dr. Becker und Burk ſitzen. 
Auch die einzelnen Stadtratsfraktionen haben Vertreter in die 
Kommiſſion entſandt. Dr. Kuhring wurde zum Leiter des 
Stadtamtes für Leibesübungen beſtellt. — Von der Kinder⸗ 
hilfe werden in den großen Ferien vorausſichtlich Trans⸗ 
porte nach folgenden Richtungen zuſammengeſtellt: 1. nach dem 

ein.⸗weſtfäliſchen Induſtriegebiet, 2. über Frankfurt durch die 
Provinz Heſſen mit 


‘Ff 


baweigung nach dem Großherzogtum 
eſſen, weiter durch Mitteldeniſchland Hannover und 


rovi 

und Schleswig⸗Hol ein, 3. nach der Pro⸗ 
vinz Bran ery, | etlin) und weiter nach den nordöſtlichen 
Bezirken, 4. nach ——— en, der Provinz Sachſen, dem Königreich 
* Sadjen bis zur Niederlauſitz, 5. nach Süddeutſchland. — Die 
Bevölkerungszahl der Stadt Saarbrücken iſt im Mo⸗ 
nat Juni von 123 536 auf 123 590 geſtiegen. Die Zahl der Ge⸗ 
burten überſtieg die Todesfälle um 131, dagegen zogen 77 Per⸗ 
ſonen mehr aus Saarbrücken fort als zu. — Für die gefallenen 
Lehrer und Schüler des Ludwigsgymnaſiums wurde am 13. Juli 
ein 1 in Geſtalt von zwei Ehrentafeln enthüllt. 
N In goldenen, weithin ſichtbaren Lettern find auf zwei 
tphyrenen Tafeln eingegraben die Namen der gefallenen 
bet en. „Sie ftarben für uns“ iſt das Leitwort der Tafel links 
t bem Podium, während die Ehrentafel rechts die inhalt⸗ 
— Worte trägt, die einſt des Deutſchen Reiches Schmied, des 
großen Bismarcks Leitworte waren: „Patriae in serviendo 
consumor“, im Dienſt um das Vaterland verzehr ich mich. Das 
erent Ehrenbuch enthält die Namen und Bilder der Ge⸗ 

allenen und gibt ihre Verdienſte im Felde der Ehre der Na 
7 welt fund, zu Nutz und Frommen der hoffnungsreichen Jugend. 
1 jum Troſt und zur Erläuterung der Hinterbliebenen. — Eine 
eee | ſehr inteteſſante Mitteilung aus dem Städtchen Schwetzingen 
1 in den Heidelberger „Neueſten Nachrichten“ vom 11. Juli * 
- Tefen: „Auf der Walze kam am geſtrigen Tage ein 100 
* ger Wanderer durch die Stadt. Dieter ſeltene Iten- 
se. Wanderer fol ein geborener Saarbrücker fein mit 
. | Ramen Napolean Reitu, von Beruf Kaufmann. Geboren 
. am 4 September 1824, würde er nun dinnen kurzer 
13900 Jahre alt werden. Entſprechend ſeinem hohen Alter ſehe er 
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noch 1 
quartier vorſprach, triarchen mit Rückſicht 
ſein hohes Alter > Krankenhaus! Wie der Mann erat 0 
er von den Jagen aus dem Elſaß aus caidas 
worden fein!“ — Wahrſcheinlich wurde durch dieſen Hundert⸗ 
2 ee die Sicherheit Frankreichs bedroht! — In Anweſenheit 
E lteicher geladener Gäſte fand die Neueröffnung des Hotels 
xjeljior ſtatt. Ein Mitglied des Aufſichtsrates wies darauf 
in, daß mit der Errichtung 1 otels mit allen modernen 
intidtungen einem dringenden Bedürfnis entſprochen wurde, 


das mit der Mecteye dec Bedeutung Saarbrückens in Handel, 


Gewerbe und Verkehr ſich ſelbſt geſteigert hätte. Das neu er⸗ 
richtet Hotel ſteht auf einem Boden, der ſchon vor 100 Jahren 
einem Saarbrücker Gaſthof als Fundament gedient habe. 
Ueber 100 erſtklaſſig eingerichtete Räume mit Telephonan⸗ 
ſchluß in allen Zimmern, fließendem Waſſer in allen Schlaf⸗ 
zimmern, eingebauten Schränken uſw. ermöglichen einen wirk⸗ 
lich bequemen Aufenthalt. Neben der Halle ſtehen genügend all⸗ 
gemeine Aufenthaltsräume, Konferenzzimmer in verſchiedenen 
Größen wie für die Gäſte, ſo auch für die Vertreter von Handel 
und Induſtrie zur Verfügung. Für Familienfeſtlichkeiten und 
beſondere Veranſtaltungen und Diners find eigene Näume vor⸗ 
ant je daß auch hierin gewiſſen Anforderungen des modernen 
eſellſchaftslebens Genüge getan iſt. Die Geſamteinrichtung des 
Hotels im Innern zeigt einen beſtimmt durchgeführten, vor⸗ 
nehmen Charakter, ohne auf Effekt und beſondere Reklamewirkung 
eingeſtellt zu ſein. 
Anläßlich einer in Döbeln (Sachſen) ftatigefunsenen Fach⸗ 
ausſtellung wurde der Sekt der Firma Saar⸗ Sektkellerei 
S. m. b. H., Saarbrücken 1, „Moſelgold“ mit der Silbernen Mer 
daille und Ehrenpreis der Stadt Döbeln ausgezeichnet. — Am 
10. Juli nachmittags ſuhr das Perſonenauto des Bauunters 
nehmers Adam Bonn von hier, von Riegelsberg kommend, in 
übermäßig ſtarkem Tempo durch die Lebacher Straße gegen die 
Straßen bahnſchienen, die dort etwa 15 Zentimeter höher liegen 
als der og +e daß eine Decke des Vorderrades platzte. 
den heftigen Anprall ſtellte ſich das Fahrzeug quer über 
die Straße und überſchlug ſich mehrmals, ſo daß die Inſaſſen aus 
dem Wagen geſchleudert wurden. Folgende Perſonen wurden da⸗ 
bei erheblich verletzt: 1. Otto Dowideit, Wirt, hier, — tay » 12 
wohnhaft, 2. Emma Emma Dowideit, 3. Ludwig David, Kauf⸗ 
mann von hier, 4. Otto Dowideit, Schloſſer hier, 5. Adam Bonn, 
Unternehmer von hier. Der Wirt Otto Dowidet iſt bereits 


im Krankenhauſe Rajtphul, wo die Verletzten hingebracht wurden, 


verſtorben. Emma Dowideit und der Kaufmann David find 
ſchwer verletzt. Der Schloſſere Dowideit und Adam Bonn haben 
nur leichtere Verletzungen davongetragen. — Sämtliche Kinobe⸗ 
triebe des Saargebiets haben mit dem 15. Juli ihre Pforten ge⸗ 
ſchloſſen, weil ſie, wie ſie mitteilen, nicht imſtande ſind, die hohe 
die faſt ein Drittel der geſamten Einnahmen 
betrage, aufzubringen. 1 Angeſtellten mußten daher, 
wie es in den Mitteilungen der Kinos heißt, entlaſſen werden. — 
(Auch die Saarlouiſer Kinos haben aus dem gleichen Grunde 
ihre Pforten geſchloſſen). 1 

Rodershaujen. Beim Spielen in der Sandgrube des Unters 
nehmers Melchior wurde das 3jährige Söhnchen Paul des Eigen⸗ 
tümers der Grube von einer abrutſchenden Sandbank begraben. 
Es konnte nur noch als Leiche unter dem Sand herausgeholt 
— Ein zweiter Sohn und ein anderer Junge konnten ſich 
retten. 


Wehrden. In nächſter Zeit wird die zweite Partie Rad⸗ 
— das Saargebiet verlaſſen, um die Reiſe per Rad um die 

lt anzutreteen. Dieſe Weltfahrer wollen gerade den umge⸗ 
kehrten Weg der erſten Partie fahren und wenn möglich, in 
3% Jahren zurück fein. 


Altenwald. Beim Baden ertrunken iſt im hieſigen Schlamm⸗ 
weiher der 16jährige Wilhelm Fries. ie Leiche wurde nach 
langem Suchen gefunden. Fries iſt einem Herzſchlag erlegen. 


Onierſchied. Eine außerordentlich eindrudsvolle Ehrung der 
gefallenen Quierſchieder Turner wurde hier am Hünengrab ver⸗ 
anſtaltet. Eine Urne, welcke die Namen der Gefallenen, eine 


Oris: und eine Vereinsgeſchichte, 2 mehrere Bilder von 

Quierſchied und dem mühevollen Gedenkſteintransport enthält, 

wurde in dem Sockel des neuerrichteten Gedenkſteins niedergelegt. 
Merzig. Die neue Chemiſche Fabrik an der früheren Ton⸗ 

. Rieff u. Bauer hat ihren Betrieb aufgenommen. 
twa 30 Arbeiter ſind in dem Unternehmen beſchäftigt. 


Mettlach. Die Ausſchreibungen zu dem projektierten Bau 
eines großen Stauwerkes an der Saar ſind nunmehr erfolgt. Die 
Vorarbeiten ſind bereits ſoweit vorgeſchritten, daß mit dem Bau 
jofort begonnen werden kann. Das Werk wird nicht, wie zuerſt 
vorgeſehen, nur 20 Millionen, ſondern 33 Millionen Kilowatt⸗ 


Dirmingen. Auf der Straße von Wolfersweiler na Hirſte 


verunglückte in der ſcharfen Kurve ein Auto. Es über chlug 


ig und friſch aus. Die Poliget, bel der er um Nacht⸗ 
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und drei Inſaſſen wurden herausgeſchleudert. Dieſe erlitten nur; Brabänder, 75 


fleine Verletzungen, während der Führer einen 
und ein Herr aus Dirmingen den Tod fand. 
Kirkel⸗Reuhänſel. Der 69 Jahre alte penſionierte Bergmann 
el wollte ſein Enkelkind vor einem fahrenden Perſonenauto 
in Sicherheit bringen, das aber bereits dem Kinde ausgewichen 
war. Jeckel geriet dabei unter das Auto, das ihn tödlich am 


Kopfe verletzte. 
Neuweiler. Am 13. Juli wurde der älteſte Einwohner Jakob 
Hofmann im Alter von mehr als 84 Jahren zur letzten Ruhe 
geleitet. 
Stand der Weinberge an Moſel, Saar und Ruwer. Die 
Blüte des Moſelfrieslings ſetzte allgemein um die Mitte des Mo⸗ 
nats Juni ein, erreichte etwa am 23. ihren Höhepunkt und war in 
den letzten Tagen des Monats auch in den Nebenanlagen größten⸗ 
teils beendet. Infolge kühler Nächte während dieſer Zeit ſowie 
auch in der erſten Hälfte des Monats zog ſie ſich länger hin, als 
man erwartet hatte. In gut gedüngten Weinbergen iſt der 
Fruchtanſatz außerordentlich reichlich. Dagegen in trockenheißen 
Berglagen weit geringer. Auch ein Abfallen von Beerchen (Durch⸗ 
al konnte nach den Beobachtungen der Biologiſchen Reichs⸗ 
anſtalt in Trier bereits feſtgeſtellt werden. 


Perfonalnadridten. 

Von der Landesverwaltun gui Regierungsrat befördert 
wurde Finanzamtmann Re 14 orjtand des Finanzamtes 
Blieskaſtel. 

Von der Cijenbahu. Der Eiſenbahn⸗Oberamtmann und Rech⸗ 
en een Schampel beim Eiſenbahnbetriebsamt 1 Saarbrücken 
wurde zum Regterungsbaurat ernannt. 


rmbrud erlitt 


Von der Forſtverwaltung. Mit dem 1. Juli trat der Vor⸗ 
ſtand des Forſtamtes St. Sugbert, orjtrat Kliegel, in den 
wohlverdienten Ruheſtand. Bis auf weiteres wird das For 


amt von einem Homburger Forſtaſſeſſor kom miſſariſch 
verwaltet. 
Aus der Kreis⸗ und Kommunal verwaltung. Kreisausſchuß⸗ 
Bürodirektor Schäfer iſt am 1. d. Mts. 2 Dienſt⸗ 
it * 31 beim Kreisausſchuß) in den wohlverdienten 
zuheſtand getreten. Mit ihm ijt ein Teil der Ale a, des 
Stadt⸗ und Landkreiſes verbunden. Die ruhige, ſelbſtloſe Art, in 
der er allen, die mit ihm in Berührung gekommen, entgegentrat, 
iſt allgemein bekannt. Seine Mitarbeiter haben es ſich denn auch 
nicht nehmen laſſen, ihn unter Uebereichung eines Geſchenkes und 
einer Anerkennung des Kreiſes, durch eine Abordnung Nele ehren⸗ 
den Andenkens zu verſichern. Von einer offiziellen Feier durch 
ine Behörde hatte er in ſeiner beſcheidenen Art dringend ge⸗ 
eten goa — Verwaltungs⸗Oberinſpektor Herrmann ijt 
mit Wirkung vom 1. Juli 1924 endgültig zum Kreisſekretär beim 
Landratsamt St. Wendel ernannt worden. 
An Stelle des zum Oberregierungsrat bei der te oe 
kommiſſion ernannten Dr. Ob wurde der prakt. Arzt Dr. 
Lang aus Neunkirchen mit der Wahrnehmung der Geſchäfte 
des Kreisarztes für den Kreis St. Wendel betraut. — Zum Stadt⸗ 
baurat gewählt wurde Walter Kruspe, Regierungsbaumeiſter 
c t und München, § 
techniſchen Hochſchulen zu Stuttgart un ünchen, hat vier 
eee te und it ſeit März 1924 Regierungsbaumeiſter. 
— Bürgermeiſtexrei⸗Oberſekretär Dorring in Brebach ijt vom 
— Saarbrücken zum Verwaltungsdirektor gewählt 
rden. err 

Dienstjubiläum. Zehn Lokomotivführer der Neunkirchener 
Vereinigung der 12 — und ⸗anwärter konnten dieſer 
Tage ihr ſilbernes Dienſtjubiläum begehen. 

Das der goldenen Hochzeit feierten die Eheleute Peter 
Neu und Maria, geb. siedtenwald, Saarbrücken, Talſtr. 56, 
in friſcher Geſundheit. Das Sy ae konnte ſein Feſt feiern 
inmitten von ſieben Kindern, 29 Enkeln und zwei Urenkel. — 
Ferner feierten die goldene Hochzeit die Eheleute penſ. Hütten⸗ 
arbeiter Karl Schlauch und Anna Maria, ged. Taffner, 
Völklingen, Moltkeſtraße. — Das Feſt der „Silbernen 
8 tsp 3 it“ feierten die Eheleute Wilhelm und Lotte John in 

ach. 

Todesfälle: Hermann Köſter, 65 e; Johanna Kuhne, 
26 Jahre; tau Dorothea Chrijtina Brenner geb. Shamma, 
56 Jahre; Wwe. Heinrich Muscalla geb. Fiedler; Vorſchloſſer 
Karl Kunz, 71 Jahre; Wwe. Wilhelm Reiſchig, Joſephine 
geb. Wierſch, 71 Jahre; Lehrerin i. R. Wilhelmine Hell wig; 
Karl Laß; Wwe. Katharina Neiſius geb. 1 67 
Fabre: Frau Maria Steines geb. Seewald, 72 Jahre; Karl 

arges, 19 Jahre; Schreinermeiſter Heinrich Laubach, 45 
Hoteldirektor * Schmitz, 39 Jahre; Schriftſetzer 


exander Dauer, Jahre; Wwe. Heinrich Schwarzer 


te alt. Er machte ſeine Studien an den 


Schneidermeiſter und Küſter a. D. Ludwi 


te; Michael Richtet, 42 re; Friedrich 
Franz Diehl, Mitkämpfer von Ja — 
tau Wwe. Ludwig Keller geb. Schmidt, 75 Jahre; Wwe. 
oh. Klein geb. Vogelgeſang, 81 Jahre; Frau Margarete 
Offler geb. Mayer, 33 Jahre; Johann Stak, 51 Sabre; 
akob Schmeiet, N Jahre; Frau Katharina Baad geb. 
täulein Lina nr 24 Jahre, 
691. 77 
Lina Seed geb. Thiemann, 67 Wilber ranz 
aenichen, 34 175 Wwe. Heinrich Schmitt geb. Simon, 
81 Jahre; Kaiſerlicher Kapitänleutnant a. D., Ritter des Eiſernen 
Kreuzes Richard Re path Eichungsoberingenieur Erhard 
Heerdegen, 63 shee: dolf Günther, Veteran von 
1870/71, 78 Jahre; Rechtsanwalt Ludwig Stenglein, Mit⸗ 
lied des Vorſtandes der Anwaltskammer des Saargebietes; 
we. Nikol. Keller, Anna ged. Weichler, 76 Jahre; Keller 
meiſter Karl Chriſt, Karl Klett, 22 Jahre; Subdirektor 
Karl Koller; Kaufmann Alfred Herrmann; Frau Karoline 
A geb. Müller; Frl. Maria Dinig; Frau Laura Bannog 
eb. Compter; Lehrerin a. D. Frl. Maria Druck, 76 Jahre; 
neidermeiſter Jakob Mahler, 65 Jahre; Vollzie ungs⸗ 
beamter Heinrich Maul, 66 Jahre; Frau Wwe. Katharina 
Engel geb. oe 81 Jahre; Frau Rechtsanwalt Suſel Klein 


entes, 51 Jahre; 


eb. Schwarz; teinermeijter Wilhelm Wagner, 79 Jahre; 
hriſtine Hein, 23 Jahre; Frau Katharina Schmidt geb. 
Woll bold, 69 hre; Kaufmann Hermann Köſter; Ernſt 


Wwe. Margareta 
Velten geb. Preis, 69 Jahre; Frau Maria Hed geb. Böhler, 
52 Jahre; Anton Bach, 19 Jahre; Frau Irma Zimmer⸗ 


regierungsbaurat Erwin Schwarzer, 62 Jahre; 
der Eiſenbahn Johann Georges, 53 Jahre; 
Materialverwalters Frau Georg Schmidt, 9265 
Kleber, 82 Karl G 80 uiſe geb. Lauer, 62 Jahre, 
e tam p, 
eb. meet Eliſe Seegmiiller geb. Opp, 67 34 2 
te; 
ütten⸗ 


4 Joſe 


tau Friedrich Meyer⸗Buchhardt, Regina geb. 
irene 


babndreher Friedrich L 3 m Luiſe 


Schommer; Frau Wwe. Maria Werner geb. König, 69 Jahre; 
erdinand 63 
ahre; Schweſter Perpetua geb. Marg. Neyſes, 59 Jahre; 


1870/71, 78 sabes in Klarenthal. — Ludwig Schumann, 
18 Jahre, in O N 
Si IIA 64 Jahre, in Krughütte. — Elvira Wacker, 
13 Jahre, in Ge 
Lamberti, Ehrenvorſitzende des i 
70 Jahre, Frau Wwe. Salomon Joſe po. geb. Schömann, Kauf⸗ 
mann Heinrich Schmidt, 57 re, ſämtl 
— Auguſt Hackbarth, 71 Ja 
Maria Di das, 74 Jahre, in Ciweiler. — Wwe. Margarete 
ohn geb. John, 75 Jahre. in L umme ied. — Gasmeijter 
ilipp Schnabel in Heinitz. — Ma . Georg 
Völiner, 53 Jahre, in Kamphauſen. — Anni Neufang 
eb. Lander, 26 Jahre, in Fiſchbach⸗Kamphauſen. — 
Fenelc Paul Schmidt, 22% Jahre, Gaſtwirt Aug 
chneider, 64 Jahre, Wwe. Adolf Stoll, Charlotte ge : 
Pitz, 56 Jahre, ſämtlich in Sulzbach. — Wwe. Georg Niko⸗ 
laus, Karoline geb. Noſenthal, 77 Sabre, — 1 ie Ferres 
e ar, 


eb. Nickoley, Frau Clijabeth Ha ger hre, Frau 
Anna US ag i r, geb. Umlauf, 39 Jahre, Heinrich Bengſch⸗ 
43 Jahre, Handelsmeiſter a. D. Jakob Hoppſtädter, 91 Jahre, 
Klara Heinz, 27%: Jahre, Peter Gehl, Mitglied der Bar bara⸗ 


Bruderſchaft des ännervereins Concordia, Kriegsveteran 

1870771 Sabre, Frau Georg Reinhard, Wilhelmine geb. Büch, 

50 Jahre, ſämtlich in Dudweile t. — Frau Wwe. Klara Ries 

fer geb. Koch, 56 te, in Schnappach. — Frau Witwe 

tiſtian er, te, in He e 

* 18. 85 Jahre, in N — Hauptlehrer a. D. 


Nik. Lentes aber des Hohenzollernſchen Hausordens, 
— Lud Klein, 81 Jahre, Dils burg. 


geb. Eleonore Pickert, 65 Jahre; Johann Loch, Jahre; 
} ilipp Klein, 49 ‘Sabre? Frau Katharina Johann geb. 


— reinermeiſter und langjähriger Gemeindevorſteher tieda 
Narri 74 Jahre, in Hilſchbach. — Frau Won 
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Theaterbund. Vor Jahresfriſt wurde von mehreren 
vereinen des ein Theaterbund 


wie nach außen tatkräftig organifier 

undes des iſt Quierſchied. 

Zum Intendanten des Saarbrücker Stadttheaters 

der Theaters und — 

H. in ſeiner letzte itzung 1 einer großen An 1 1 

Direktor Skuhra vom Deut} ſchen 

t. — Intendant Skuhr 


— 
Theater in Stuttgart eee 
ein geborener Wiener, iſt eine in der deutſchen Theaterwelt ise 


bekannte Perſönlichkeit; er hat ſich in 

atebung, als aud auf atoriſchem Gebiet einen arise 

1 neten Ruf erworben un *. bisherige, erfolgreiche 
ti 1 — Theaterleiter (Wien, Kleines auſpielhaus, 


es Volkstheater, Berlin, ungstheatet 
Stadttheater und zuletzt 1 art, Deut⸗ 
e 


Imes — dürfte wohl die r geben, daß die künſtle⸗ 
öhe es Stadttheaters en nicht — 
ondern im auffteigender Linie ſich weiterentwickeln witd, 


Schule und Kirche. 


Blieskastel. Biſchof Dr. Ludwig Sebaſtian von Speyer Hat. 
ein großes Intereſſe um die Förderung der Wallfahrt zum 
nadenbilde me erer lieben Frau mit den Pfeilen 


dadurch kundgeta er die Kapuzin Aes bayeriſchen 


Ordens provinz, Altötting, dauernden 
Uebernahme der nach 
Blieskaſtel berufen hat eteits in allernächſter Zeit 
wird mit dem Bau eines Kloſters begonnen werden, das ſich dem 
Marienheiligtum auf dem Berge unmittelbar angliedern wird. 


Den deutſchen Volksſchulen find in echt franzöſiſcher Unver⸗ 
ſchämtheit von den franzöſiſchen Schulen Einladungen zur Teil⸗ 
nahme an der Feier des e chen Nationalfeſtes zugegangen. 
Den Einladungen iſt ſelbſtverſtändlich nicht Folge gegeben 
worden, ſchon allein aus dem Grunde, daß laut Friedensvertrag 
der franzöſiſchen Schule für deutſche inder jede Exiſtenz⸗ 
berechtigung fehlt. 

* 


Joll⸗ und paß fragen. 

Es wird mehrfach Klage erhoben von Reiſenden aus bent 
Saargebiet über die Art der der deutſchen 
kontrolle in Bruchmüh (bad. Wie hierzu von zuverläſſiger ae 
mitgeteilt wird, ijt Ne ungsſtelle in Bruchmühlbach 
keine Reichs behörde, ſondern eine tſtelle det inter⸗ 
alliierten Zollverwaltun 1 * und in welcher Zahl 
Reichszollbeamte, die in den Regiedienſt dal i f find, mits 
wirken, iſt unbekannt. So weit dies der iſt, ſind die Be⸗ 
amten der deutſchen Dienſtaufſicht entzogen on’ verrichten ihren 
Dienſt lediglich nach den Vorſchriften des leitenden Zollausſchuſſes 
det Rheinland⸗Kommiſſion nach den Weiſungen franzöſiſcher 
Dienſtvorgeſetzter. 


Nach einer Meldung der Reglebahnen find den Fracht⸗ 
briefen zu Sendungen nach Stationen dieſer Bahnen inter⸗ 
nationale Verſanddeklarationen beizugeben, und 
zwar bei Sendungen nach ee der Regiebahnen zwei Des 
klarationen, bei Tranſitſendungen, d. h. Sendungen, welche die 
Regiebahnen nur durchlaufen, eine Def aration. In umgekehrter 
Richtung ſind bei Sendungen nach Saargebietsſtationen drei, bei 
Tranſitſendungen durch das Saargebiet zwei Verſanddeklaratio⸗ 
nen erforderlich. 


Laut Mitteilung der Oberzollinſpektion in Trier iſt die 
Straße von Saarhölzbach nach Beurig⸗Saarburg vom 1. Juli ab 
für den Nachbarverkehr zwiſchen dem Saargebiet und Deutſchland 
eröffnet worden. Von . Tage ab wird alſo das Zollbureau 
85 Saarhölzbach unter denſelben Bedingungen wie bisher für den 

traßenverkehr im Betriebe ſein. 


Einreiſe ins beſetzte Gebiet. Durch Erlaß der Rheinland⸗ 
kom miſſion ijt beſtimmt worden, daß die von dem Oberdelegierten 
in Wiesbaden ausgeſtellten Geleitſcheine für die Einreiſe in das 
beſetzte Gebiet nicht nur wie bisher zur Eins und Ausreiſe über 
Griesheim, ſondern auch für die gange franzöſiſche Zone mit 
Ausnahme des Ruhrgebietes und des Brückenkopfes Düſſeldorf 
— 8 Auf den neu ausgeſtellten oder neu auszuſtellenden Päſſen 

findet ſich ein entſprechender Aufdruck, bei den älteren Päſſen 
kann dieſer Aufdruck durch Neueinreichung des Pelies vor⸗ 
genommen werden. 
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vereine und verſammlungen. 
14. ordentlicher Verbandstag der Feuerwehren des Kreiſes 
Saarbrücken. 


n dem feſtlich geſchmückten Ort Püttlingen fand am 13. Juli 
der ordentliche Verbandstag der Feuerwehren des 
Saarbrücken ſtatt. Aus dem ganzen Saargebiet waren die Feuer⸗ 
wehrleute herbeigeſtrömt. Ein gemeinſchaftlicher Kirchgang 
leitete die Tagung ein. Die Eröffnung des Verbandstages er⸗ 
folgte durch Kreisbranddirektor Knipper ⸗ Saarbrücken. Lands 
rat Dr. ah an, war wegen ſchwerer Krankheit (er weilt zur⸗ 


t in Aroſa) am Erſcheinen verhindert. Aus dem Rechenſcha 
richt des Kreisbranddirektors Knipper iſt zu erwähnen, daß 
dem Verband angehören 2670 Freiwillige, 418 Pflicht⸗Feuer⸗ 
wehren, zuſammen 3088 Mann, ein Plus von 335 Mann gegen 
riedenszeit. Es fanden achtzehn planmäßige Beſichtigungen 
att, denen gut durchdachte Uebungspläne zugrunde lagen. — 
fanden alle Feuerwehrmaterialien und Ausrü ungegegene 
in Zustande. Intereſſant ſich der Bericht 

t die Tätigkeit der Feuerwehrleute bei Bränden und Gro 

feuer. Bei einem Kaſernenbrand war es der Feuerwehr un⸗ 
vedhtyeitig einzugreifen, da die franzöſiſche Bes 
1 er Brandſtelle nicht allen bekannt war und 
ie Feuerwehr 4) das Brandobjeft nach längerem Suchen fand. 
Um bei Eintritt der Zollſchrankenerrichtung ge⸗ 
nügend vorbereitet zu ſein, wurden in Merzig, Saarbrücken und 
St. Ingbert große Lager errichtet, um alle benötigten Materialien 
innerhalb des Saargebietes — 0 haben. — Als Mitglieder 
um Vorſtand des Feuerwehrverbandes der Rheinprovinz wurden 
ſtimmt: Döring ⸗Brebach, Kammer⸗ Völklingen, Meyer⸗ 
Saarbrücken. — Zum Beſu des Rheiniſchen Verbandstages 1924 
wurden beſtimmt Serf⸗Sellerbach und Groß ⸗ Riegelsberg. — 
Für den Kreis⸗Feuerwehrtag 1925 wurde Heusweiler auser — — 


— Der nächſte Verbandstag der Rheiniſchen Feuerwehren findet 
am 10. Auch 1924 in Bonn ſtatt. — Am Feſtzuge beteiligten 
ſich über 46 Wehren. 


11. Verbandstag der Friſeure des Saargebiets. 


Das 25 jährige der Saarbrücker Zwangs⸗ 
innung und das 40jabrige Beſtehen der Innung Saarbrücken, ver⸗ 
bunden mit dem 11. Verbandstag der Friſeure des Saargebiets 
und einer muſtergültigen gewerblichen und Fachausſtellung wurde 
am 13. und 14. Juli im Ludwigspark zu Saarbrücken feſtlich be⸗ 
angen. Aus dem Geſchäftsbericht des Geſchäftsführers 
t. Becker iſt hervorzuheben der beſondere Nachdruck, den das 
Saar⸗Friſeurgewerbe auf die Heranbildung eines tüchtigen Na 
wuchſes legt. Die Frage des Achtſtundentages werde demnäch 


durch einen Geſetzentwurf der Regierung allgemein geregelt; dabei 


rückſichtigt werden. Die ſteuerliche Belaſtung des Friſeurgewerbes 
überſchreite bei weitem das tragbare Maß. Dr. Becker kam dann 
auf die zahlreichen Beſchwerden aus Verbandskreiſen gegen die 
Gteuerbehirden * ſprechen. Zum Schluß ſprach Dr. Becker noch 
über das gute Verhältnis des Saar⸗Friſeurverbandes zum Deut⸗ 
n Friſeurverband. Unter einigen angeliidrten Zahlen aus 
ſchäftsbericht ſei die des Mitgliederbeſtandes des Ver⸗ 
bandes erwähnt, die 530 beträgt. Der bisherige rbandsvorſtand 
wurde einſtimmig wiedergewählt. Als Ort der nächſtjährigen 


müßte aber die ſogen. Arbeitsbereitſchaft der es uleutgene bes 


Verbandstagung wurde Saarlouis beſtimmt. 


* 


parteien und 


Sozialdemokatiſcher Parteitag des Saargebiets. Der ſozial⸗ 
demokatiſche Parteitag des Saargebiets, der geſtern in Saarbrücken 
tagte, —4 5 von der Negierungskommiſſion die alsbaldige Zu⸗ 
rückziehung des noch immer im Saargebiet im Gegenſatz zum Ver⸗ 
ſailler Vertrag befindlichen franzöſiſchen Militärs und ſofortige 
Einführung der im Saarſtatut vorgeſehenen ſaarländiſchen Gen⸗ 
darmerie. Weiter forderte der Parteitag, daß die Regierung un⸗ 
geſäumt an die Regelung der Sozialpolitik in dem Sinne heran⸗ 
gehe, daß ſie nach der Sozial⸗ und Knappſchaftsverſicherung des 
Saargebietes zu gewährenden durch die Sozialgeſetz⸗ 

ebung in Deutschland feſtgeſetzten Bezügen gleichgeſtellt werden. 

Außerdem proteſtierte der Parteitag gegen die Vergewaltigung der 
Selbſtverwaltung durch die Regierungskommiſſion, die in der 
Nichtbeſtätigung der von der Bevölkerung gewählten Beigeord⸗ 
neten, Kreisdeputierten und Mitglieder des Schulausſchuſſes er⸗ 
blickt werden muß. 


* 


Aus dem Saarbergbau. 
Die Mißſtände auf den Saargruben. | 
Gelegentlich einer Konferenz der Sicherheitsmänner des Ge⸗ 


werkvereins chriſtlicher Bergarbeiter wurde Klage geführt gegen 
die hohen Strafen. Beſonders wurde hervorgehoben, daß immer 


der 


ned alle. vorkommen, wo feitens der Beamten das Gedinge 
diktiert wird. Mit beſonderem Nachdruck wurde darau ifn 
gewieſen, daß endlich überall die g e. Ko 
nach Gewicht bezahlt würden. e Organiſationen ſollen 
iet bald vorgehen. Die neu eingeſtellten Wagen zeigten einen 
mmer I Rauminhalt jedoch würde der Ribot nicht ent⸗ 
ſprechend angerechnet. Die Konferenz erhebt die einmütige Forde 
der cz daß das 8 für die Bergleute, die wie angegeben in 
örderung unter find, fo feſtgeſetzt wird, daß 
dieſe Bergleute den durchſchnittlichen Gedingelohn der betr. Whe 
teilung erhalten, entſprechend ihrer Zehntelung. Einſtimmig 
wurde auch die aay erhoben, das Gezähe wieder in der 
her üblichen Weiſe an die Kameradſchaften auszugeben. Ju. 
uſammenhang damit wurde darauf hingewieſen, daß auf ein⸗ 
elnen Gruben die Koſten für Gezähe erſt dann vom Lohne 
n Abzug gebracht würden, wenn die Steuern verrechnet ſeien, 
was zu einer eae gn der Bergleute führe. Allgemein 
wurde die Beſchwerde geführt, daß an Ar AULT Ad 
mit heißer Temperatur keine Schichtverkürzun 
zugebilligt würde. Die Grubenverwaltung leugne oft, d 
30 Grad Wärme an dieſen Arbeitspunkten herrſche. Aus dieſem 
Grunde halten es die Sicherheitsmänner für notwendig, daß auch 
fie einen Thermometer erhalten, um die Temperatur ebenfalls 
meſſen zu können. 
Es wurden eine Anzahl Fälle bekannt gegeben, wona 
Kameraden, die krank ten Urlaub bis 


30. Juni abgelaufene alte Urlaubsjabr ni ielten, mit der 
Begründung, das Urlaubsjahr fei 2 zy 


Ueber beſondere Bevorzugung von Autobeſitzern, die Kohlen 
abfahren, wurde beſonders lebhafte Klage geführt. Weiter iſt 
bekannt, daß man den Fuhrwerksbeſitzern, die ſich um einen Fuhr⸗ 
mannsſchein bewerben, nahelegt, dem „Saarbund“ beizutreten. 


Die Wünſche der von den Franzoſen penſionierten Gruben⸗ 
beamten. 


In Saarbrücken tagte eine Verſammlung der 1 2e 8 ſtaat⸗ 
lichen Bergbeamten, die nunmehr von der rang ſchen Gruben⸗ 
verwaltung penſioniert wurden. Es war der Wunſch der preußi⸗ 
ſchen Bergbehörde, daß die genannten Beamten auf den Saar⸗ 
gruben ausharren ſollten, weil nicht gut alle Beamten rechts⸗ 
theiniſch untergebracht werden konnten. Von ſeiten der fran⸗ 
zöſiſchen Gruben verwaltung wurde den ehemaligen Staatsbe⸗ 
amten ſchriftlich und mündlich verſichert, daß ſie in keinem Falle 
lechter — werden ſollten, wie ihre Kollegen rechtsrheiniſch. 
ie ſieht es nun damit aus? Nachdem in Deutſchland die 
Währung durch Einführung der Rentenmark ſtabiliſiert worden 
iſt, beziehen dort die Beamten einigermaßen auskömmliche Ge⸗ 
hälter oder Penſionen, während hier aktive und penfionierte Be⸗ 
amte am Hungertuche nagen; alle Eingaben an die franzöſiſche 
Gruben verwaltung haben keinen Erfolg. Den aktiven Beamten 
at man einen ganz minimalen Dee gewährt, der 
n keiner Weiſe der Not Rechnung trägt; die penfionierten ehe⸗ 
maligen Staatsbeamten auf den franzöſiſchen Gruben an der 
Saar erhielten keinen Teuerungszuſchlag, ſondern nur die nackte 
Penſion in entwerteten franzöſiſchen Papierfranken. Rechts⸗ 
rheiniſch erhalten die penfionierten Beamten bis zu 80 Prozent 
vom Gehalt der aktiven Beamten nebſt Frauen⸗ und Kinder⸗ 
ulagen, während den penſionierten Beamten ſeitens der Aberer 
chen Gruben verwaltung nur bis qu 75 Prozent des früheren 
en bezahlt werden. 


ehaltes und weder Frauen⸗ noch Kinderzula 
Die penfionterten Beamten haben nunmehr eine Eingabe an 
die franzöſiſche Gruben verwaltung und aud an die preußziſche 
Bergbehorde gemacht und um Regelung der Penſionen fie die 
darbenden Beamten gebeten. 


Die Förderung der Saargruben im Mai. 


Aus der von der Bergwerksdirektion veröffentlichten Stati⸗ 
ſtik entnehmen wir, daß die franzöſiſchen Staatsgruben im Saar⸗ 
gebiet im Monat Mai eine Förderung von 1140936 (im April 
1 095 691) t erzielten. Die vom franzöſiſchen Staat 3 7 bh 
Gruben förderten im gleichen Zeitraum 30 834 (28 647) t, ſo da 
die Geſamtförderung in 25,21 Arbeitstagen 1 171770 (1 124 338) 
t betrug. Die Gruben ogee Ende Mai 55904 (55 754 
Arbeiter unter Tage, 15 761 (15 589) Arbeiter über Tage. — 
den angegliederten Betrieben wurden 2506 (2493) Arbeiter 
ſchäftigt, jo daß ein Geſamtperſonal von 77 226 gegen 76 891 im 
April eingeſchrieben war. Verteilt auf die geſamte Arbeiter⸗ 
ſchaft über und unter 1 ergibt ſich ein Leiſtungsdurchſchnitt 
von 697 (705) kg pro oP, die rag ye ge betrug im 
Durchſchnitt 46 472 (47141). Zu bemerken iſt die ſtarke Abnahme 
der Haldenbeſtände, die von 185286 t im April auf 128042 8 
Ende des Monats Mai zurückgingen. 


Die Rückwirkung des Saarſtreiks in Frankreich. 
Die Union Charbonniére Vosgienre, Nancy, — in ihrem 
Jahresbericht den Einfluß des großen Saar⸗Bergarbeiterſtreiks 
auf das Produktionsergebnis. | 
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' e des fe n Raubbaues den Saargruben. dem deutſchen Wirtſchaftsgebilde auf dauernd einverleiben möcht 
Opfer des franzöſiſche on ütten drei Beras find die einſtens pre u und bayeriſchen Grubee 
Auf dem Luiſenthaler Wich verunglü * t telat an der Saar. Die Politit, die Frankreich im Saargebiet he 
leute durch Geſteinsmaſſen. Einer von ues erlitt „ treibt, obwohl es zu einer politiſchen Betätigung dort nicht be 
Kopfverletzung, während die beiden Be eten 1 * * rechtigt iſt, läßt uber dieſes Ziel keinen Zweifel mehr. Deu 
ene erlitten und nach dem Bollinger Knappſchafts⸗[ſche Männer der ſchwarzen Diamanten, die 
krankenhaus überführt werden mußten. Auf derſelben 2 Aue und Eiſen geführt habt, es gilt, ſich heute — 
verunglückte det in den 30er Jahren ſtehende Bergmann J. Schol⸗ flar zu werden, daß es an uns mitliegt, ob Deutſchland die Sag 
tes aus Bietzen. Beim Abladen von gen traf ihn ein Balken ins gruben dem franzöſiſchen Naubſtaat wieder entre ßen kann. Dé 
Genick, was den ſofortigen Tod zur Folge hatte. Sch war ver | wird nicht gelingen, wenn wir die Hände tatenlos in den Schoz 
Heiratet und Vater von mehreren Kindern. Auf der Grube legen und warten, bis Frankreich vielleicht ſich endlich a 
Jägersfreude wurde der Bergmann en Pade aus Weißkirchen] den Weg des Rechts zurückfindet. Es wird nur gelingen, wen 
durch ſo ſchwer verletzt, daß er bald wie erneut gewinnen, was wir als Erbes unlerer te 
darauf ſtarb. I Figen wollen! Nicht tatenloſes Abwarten, ſondern nur taten 
beirgtete Bergmann Johann Stuppi aus Niederlinzweiler, auf [deulſchen Saargruben, ſichert uns mit ihrem 
ube Kohlwald, . 16, der ledige Bergmann 5 Teil des deutſchen Wirtſchaftsganzen, den Wiederaufſtieg zu deu 
Kochems aus Tholen und der ledige Bergmann Edgar Kraudelt | ſcher Wirtſchaftsmacht. Daran müſſen wir denken, abe 
aus Neunkirchen, auf Oberſchmelz arbeitend. Die Ueberführung nicht nur denken, wir müſſen auch handeln. Die 
der drei Ve en erfolgte ins Neunkirchenet Knappſchafts⸗] Zeit, die uns bis zur Entſcheidungsſtunde für das Schickſal bes 
. | e Kräfte, die für uns erreichbar find, in den Dien 
Saarbrücker Kna jisvercin. Am 5. Juli fand eine 
ordentliche Generalverſammlung des Saarbrücker Knappſchafts⸗ 


vereins ſtatt net Schlägel und 
„ Deutſche nner von Agel und Afent 
des Geſchäfts berichtes für das Kalenderjahr wenden wit uns heute, um Euch rdern, bie Reihen 
1024; 2. Beratung von Anträgen au | der Satzung; au lichen, um eine große uniibermindlide Front 
3. Neufe etzung einer Teuerungszulage zu den Grundpenſionen | im 


: ampf gegen den Räuber an der Saar au 
für die Zeit vom 1. Juli 1934 bis 30. Juni 1925. richten. Der Bund und die Ge ain 22 
Nach dem Geſchäftsbericht für das Kalenderjahr 1923 hat] Verein“ haben den . um die Deutſcherhaltung des Saar⸗ 
e 


die Krankenkaſſe eine Einnahme von 219,1 Billionen M. und biets im unbeſetzten Gebiet ſchon ſeit Jahren aufgenommen. 
30 778 406,33 Fr. und eine Ausgabe von gleicher Höhe in Mark Pas ortſchreiten der Verwelſchung des Saargebiet wirt⸗ 
wie die Einnahme und eine Ausgabe von 31 050 473,88 Fr. In | 


wangsmaßnahmen der Saarregierun i 
den Ausgaben find 10 002 138,50 Fr. Vermögensanlage. en Kampf zu — — die pierung swingen Ps 


Sab! der Kämpfer zu vermehren. 
8 Einem Antrag, die Schulbücher für alle Kinder der Knapp⸗ Wir glauben, daß es nicht nötig iſt, Euch auf das Multerwerk — 
2 1. liefern {bisher erhielten die Kinder im pfälzi⸗ ] deutſchen Grubenbaus an der Saar hinzuweiſen und Euch daran 
ſchen Teil anſtelle der Bücher eine Varentſchädigung), wurde 7 erinnern, welch unermeßlicher Verluſt für Deutſchlands wirt⸗ 
unter gewiſſem Vorbehalt ſtattgegeben. . chaftliche, politiſche, nationale und kulturelle — entſtehen 
8 Zu den Grundpenfionen, die in Franken zu dem gleichen Bes eV wenn es den Franzoſen durch die Gleichgültigkeit des 
trag wie in Goldmark ausbezahlt werden, wird eine Teuerungs⸗ deutſchen Volkes gelingen roegg die Saargruben und mit ihnen 
gulage von 150 v. 15 derſelben gezahlt. Die Bergarbeiterver⸗ — ſchöne Land an der Saar auernd in Beſitz zu bekommen. 
„Hände hatten eine Erhöhung dieſer Teuerungszulage beantragt. eshalb fordern wir Euch auf: Tretet in die Reihen des 
Der Arbeitgeber lehnt aber ede Erhöhung der Teuerungszulagen Bundes „Saar⸗Verein“ ein, ſichert dem Saargebiet ſeine 
mit Nüchſicht auf die Belaſtung des Bergbaues durch die deutſche Zukunft. und dem deutſchen Vaterlande den wirtſchaft⸗ 
Sozialverſicherung ab. (Der —2 e Beitrag beträgt fit lichen und politiſchen Wiederauffties durch Zuſammenfaſſung aller 
die- Arbeiter, die täglich 18 Fr. und mehr verdienen, wöchentlich wirtſchaſtlichen Kräfte und ſeiner nationalen Glieder ' 

Fr., alſo zuſammen 


J Von den Vertretern der Wir wenden uns mit der Bitte ganz beſonders an alle 
Verbände wurden dem Arbeitgeber die hohen Ueberſchüſſe, die er Bergbeamten und Bergleute, die durch ihren Beruf 
in den letzten Jahren erzielte, vorgehalten, und a nachge- dem Saarbergbau naheſtehen und für unſere auf die Deutſch⸗ 
„ wieſen, daß die knappſchaftlichen Bezüge der Berginvaliden gegen⸗ AA LL | des Saarbergbaus und bes Saar⸗ 
wüärtig nicht die Zälfte des Wertes der Vorkriegszeit hätten [gebiets abzielenden Aufgaben warmes Intereſſe haben. Es 
und Bie t ä kaum mehr en vierten gilt auch in dieſem vaterländiſchen Sinne die altbewährte berg⸗ 
Teil derſelben. Die Knappſchaftsälteſten beklagten die große Not männiſche Kameradſchaft zu halten. Deshalb nochmals die Bitte: 
der jens aut nd balen dringend, die Teuerungszulage Tretet dem Bund „Saar⸗ Verein“ nicht nur als Mitglied 


mindeſtens auf v. 5. der Grundpenfion zu erhöhen. Der dei, ſondern ſtärket ſeine Arbeitsfähigkeit durch Zeichnung 
Arbeilge enſion entſchie⸗][außer gewöhnlicher Beiträge, durch Werbung von 
den oy neuen Mitgliedern, ſowie aud dadurch, daß jeder einzelne die 
Halbmonatsſchrift „Saar⸗Freund“ beſtellt und verbreitet.“ 
Unterzeichnet iſt dieſer Werbeaufruf von einem Ehren⸗ 
ausſchuß, dem höhere, mittlere und fonftige Bergbeamte an⸗ 
gebören, welche zum Saarbergbau und zum Saaargebicie Be“ 


* 


vom Sund ,Saar-Verein’ und den 


angeſchloſſenen Vereinigungen. Möge der Erfolg 
unſeres deuiſchen Saargebiets!“ An ſämttiche Ortsgruppen, an die Einzel⸗ und körverſchaft⸗ 
So nennt ſich ein Bergmannsmahntuf, welcher an | lichen Mitglieder des Bundes „Saar⸗Berein“ hat die Geſchäfts⸗ 


Ge: | ftelle „Saar⸗Verein“ folgendes Rundſchreiben gerichtet: 

un bem Sun 71 Nachdem die 4. Tagung des Bundes „Saar⸗ Verein, 

| at, einen ſehr erhebenden Verlauf genommen hat. find wir bes 

walt | die i$ ung der Geſch ay t s ſt te 

pak die franzöſiſche Politik darauf hinausgeht, Deutſchland wirt⸗ * bie 
ſchaftlich zu zerſchlagen und es damit politiſch ohnmächtig zu ſchrift „Saar⸗Freund“ allen Mitgliedern zur Ehrenpflicht 

Iten. Beſonders durch den Ruhreinbru rankreichs — der en. Wir bitten Sie d b falls Sie noch 

— nat Welt iu machen. Wir bitten Sle aher ganz ergebenſt. falls Sie 

— m on ſe daß teich ut ate. bie nicht Bezieher des, Saar⸗Freund“ find, denſelben unter ge⸗ 

80 birt $ an — Deut chlands „fälliger Benutzung des beigefügten Poſtbeſtellzettels bei Ihrem 

Wiriſchaſtet — ſcha — franz öſſche zuſtändigen Poſtamt beſtellen zu wollen. Ferner bitten wir Sie. 

Volk babe Mie Vergewalti ungspolitir und ares 

iner Generale nichts zu tun, Find durch die Ablehnung des Welter foll III Milgnedern zur Pflicht Ae d 

deutſchen Vorſchlags durch die neue franzöſiſche Regierung auf Jahresbeiträge und, wenn es möglich iſt, auch außergewöhnliche 
Direkte Verhandlungen über die Micumverträge | Jahresbeiträge ſowle ſonſtige Zuwendungen durch Sammlung 

reſtlos widerlegt. in Freundes- und Bekanntenkreiſen der Geſchäftsſtelle Saar⸗ 
Frankreich will Deutſchland ausrauben! Es wehrt ſich gegen | Verein“ zuzuführen. damit dieſelbe endlich aus ihren anette 
alle ehrlichen Berjude, den Weg der Vexſtändigung zu be⸗ | Sorgen herauskommt, und die heute mehr denn ze notwendige 
ſchreiten. Eines der zahlreichen Obſekte, die Frankreich ſich aus Aufklärungstätigkelt in weiteſtem Umfange entfalten kann. 


4 
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